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Militärputsch in Griechenland zeigte mit aller Deutlichkeit, daß der
"^Faschismus in Europa keineswegs mit dem Sturz der nationalsozialistischen
Gewaltherrschalt 1945 in Deutschland sein Ende gefunden hat, und er bestätigt
weiter, daß sich jede faschistische Diktatur im Prinzip gegen die Arbeiterschaft
und ihre Organisationen richtet. Gewerkschaftsfunktionäre und Gewerkschafts-
mitglieder waren unter den ersten, die verhaftet und in die Konzentrations-
lager verschleppt wurden, und wenige Tage nach der „Machtübernahme'' ver-
boten die Putschisten die Gewerkschaften. Es überrascht keineswegs, daß auch
in Griechenland die Legende von dem kommunistischen Aufstand herhalten
mußte, um den faschistischen Generalen ein Alibi zu verschaffen. Alarmierend
ist aber, daß dieser Putsch sich nach einem Plan vollzogen hat, der in den
NATO-Stäben ausgearbeitet wurde, und daß jedes Mitglied der NATO einen
gleichen Plan als Geheimdokument in den Panzerschränken der zuständigen
Minister aufbewahrt, also auch das Verteidigungsministerium der Bundes-
republik.

Athen lehrt:
Demokratie
verteidigen!

Die Unterdrückung der Freiheit und
der staatsbürgerlichen Rechte, die Auf-
lösung linksgerichteter Parteien und
der Gewerkschaften in Griechenland
zeigen, wie lebensnotwendig, beson-
ders für die Gewerkschaften, der Wi-
derstand gegen jeden Angriff auf die
demokratischen Grundsätze in Staat
und Gesellschaft ist. Das gilt nicht zu-
letzt auch in der Bundesrepublik, wo
die Regierung der Großen Koalition
dem Bundestag die verfassungsändern-
den Notstandsgesetze zur Beschluß-
fassung vorgelegt hat.

Zwar haben die Gewerkschaften, wie auch der DGB, in zahlreichen Kundgebungen
und Entschließungen mit Entschiedenheit die Notstandsgesetze abgelehnt und
auf den Mai-Demonstrationen diese Ablehnung noch einmal bekräftigt. Aber es
wird darauf ankommen, mehr zu tun, als Bekenntnisse zur uneingeschränkten
Aufrechterhaltung der Demokratie abzugeben. Es wird immer notwendiger, durch
eine Demonstration der Tat unter Beweis zu stellen, daß es den Gewerkschaften
ernst ist mit dem Einsatz auch der letzten gewerkschaftlichen Mittel, wenn es
um die Sicherung der demokratischen Rechte geht. Es sollte keine Zweifel dar-
über geben, daß es auch in der Bundesrepublik genügend Generale gibt, die
durchaus willens sind, es den faschistischen Offizieren Griechenlands gleich-
zutun. Und die letzten Landtagswahlen zeigen, daß sich mit dem Auftreten der
neonazistischen NPD in den Länder Parlamenten auch die faschistischen Hilfs-
truppen zu formieren beginnen.

Heute sind die Gewerkschaften noch in der Lage, die Demokratie zu retten.
Dafür geben die französischen Gewerkschaften ein Beispiel: Zur Abwehr des
von der Regierung Pompidou im Auftrage de Gaulles dem Parlament vorgeleg-
ten Ermächtigungsgesetzes haben die vier größten Gewerkschaftsorganisationen
in beispielhafter Einmütigkeit zu einem Generalstreik aufgerufen. Am 17. Mai
werden in ganz Frankreich für 24 Stunden alle Räder stillstehen als Warnung
an die Regierung, das Parlament auszuschalten und mit diktatorischen Voll-
machten zu regieren. sr
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TRAUER-NOTSTAND

In der Nacht vom 24. zum 25. April,
als der Sarg Konrad Adenauers zur
allgemeinen Volksbesichtigung im
Kölner Dom aufgestellt war, machten
sich einige Studenten auf, um in einer
Plakataktion ihre Mitbürger daran zu
erinnern, daß es Christenpflicht sei,
nicht nur über den Tod eines alten
Mannes zu trauern, sondern ebenso
auch über den Tod von Hunderttau-
senden Männern, Frauen und Kindern
in Vietnam.

„Ein Volk trauert — wer trauert um
ein Volk? In Vietnam warten 400 000
Ermorderte auf ihre Totenmesse.“ Das
stand auf Plakaten zu lesen, die an
Mauern und Anschlagtafeln geklebt
werden sollten.

Das aber roch für die politische Polizei
in Köln nach Staatsgefährdung, und
so zeigte sie, wie es aussehen würde,
wenn wir unter Notstandsgesetzen zu
leben hätten: Sie mobilisierte die
Taxichauffeure, um auf die Studenten
Jagd zu machen, mit dem Erfolg, daß
die Autos der Studenten demoliert,
sie selbst verprügelt und hinterher in
das Polizeipräsidium eingeliefert wur-
den okolus



Kämpferische Solidarität am 1. Mai

Arbeitnehmer verlangen soziale Sicherheit

und verteidigen Demokratie gegen Notstandspläne

Die Arbeitnehmer in der Bundesrepublik haben keine Ursache, am 1. Mai so zu
tun, als sei alles in Ordnung, als seien ihre Forderungen erfüllt, die Probleme
gelöst sowie der soziale und politische Friede eingekehrt. Die diesjährigen
Veranstaltungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum 1. Mai, dem inter-
nationalen Kampf- und Feiertag der Arbeitnehmer, haben wieder die liefe Kluft
zwischen den Interessen der Arbeiter, Angestellten, Beamten und anderen ab-
hängigen Schichten auf der einen und der Unternehmerschaft samt Bundesregie-
rung auf der anderen Seite sichtbar gemacht.

Die von der Bundesregierung und den
tonangebenden Monopolen verursachte
wirtschaftliche Lage war eines der
zentralen Themen, die auf den vielen
hundert Kundgebungen zum 1. Mai
1967 in der Bundesrepublik abgehan-
delt wurden. Unmißverständlich mel-
deten Millionen Arbeitnehmer an die-
sem Tage mit besonderem Nachdruck
ihre Forderung nach sozialer Sicher-
heit an. Weiter standen die Ableh-
nung der Notstandsgesetzgebung, der
Protest gegen den faschistischen
Staatsstreich in Griechenland und den
schmutzigen Krieg in Vietnam im Mit-
telpunkt der Mai-Veranstaltungen.

Auf der zentralen Mai-Kundgebung
des DGB in München forderte Ludwig
Rosenberg vor über 20 000 Versam-
melten eine „sinnvolle Erhöhung der
Einkommen der Verbraucher", um über
zunehmende Kaufkraft die Wirtschaft
zu stimulieren. Ausführlich befaßte
sich in Bielefeld der IG-Metall-Vor-
sitzende Otto Brenner mit der im
Schatten wirtschaftlicher Flaute wu-
chernden sozialen Reaktion. „Wo sind
die effektiven Maßnahmen zur Stabi-
lisierung der Preise?" fragte Brenner
die Bundesregierung, deren konzer-
tierte Aktion die Gewerkschaften nur
mitmachen könnten, wenn sie nicht
alle Lasten auf die Arbeitnehmer
bürde. „Warum wird die längst fällige
Preisbindung der zweiten Hand nicht
beseitigt? Warum rüttelt man an dem
Prinzip der dynamischen Rente?" Der
Sozialetat werde gekürzt, aber die
Rüstungsausgaben rühre niemand an.

Der IG-Metall-Vorsitzende warnte die
Unternehmer, die Dinge nicht auf die
Spitze zu treiben, den Bogen nicht zu
Überspannen und die Geduld der Ar-
beitnehmer nicht zu strapazieren. Sonst
dürfe sich niemand wundern, wenn
hart und machtvoll reagiert werde.
Die jüngste Entwicklung am Arbeits-
markt und in den Betrieben zeige, wie
wichtig und aktuell die Forderung
nach Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer in Betrieb und Wirtschaft sei.
„Hätten wir diese Mitbestimmung
schon", sagte Brenner, „dann könnten
die Arbeitgeber nicht einseitig und
willkürlich versuchen, Folgen und
Kosten des wirtschaftlichen Rückgangs
den Arbeitnehmern aufzubürden."

In München bildeten die Bonner Not-
standspläne und die Gefahren für die
Demokratie das zentrale Thema der in 

drei Marschsäulen mitgeführlen und
auf der Tribüne am Kundgebungsplatz
aufgepflanzlen Transparente und
Spruchbänder: „Die Reichen wollen
mehr Pinke — deshalb Notstands-
gesetze gegen die Linke"; „Demokra-
tie erfordert Wiederzulassung der
KPD"; „Der Verfassungsklau geht
um"; „Verwirklicht DGB-Beschlüsse
gegen Notstandsgesetze" — so lau-
teten einige der vielen Losungen. In
Lübeck appellierte der 2. Vorsitzende
der Industriegewerkschaft Metall,
Wöhrle, an die gewerkschaftlich orga-
nisierten Bundestagsabgeordneten, die
Notstandsgesetzentwürfe abzulehnen.
Welche Gefahren der Demokratie
durch derartige Gesetze drohen, zeige
der Putsch in Griechenland. In Mann-
heim warnte der DGB - Ortsvorsit-
zende Max Jäger vor der „perfek-
testen Notstandsgesetzgebung der
Welt", die in Bonn vorbereitet werde.
Alle Notstandsvorlagen, auch die letz-
te, glichen sich darin, daß sie auf die
Beseitigung der demokratischen Grund-
rechte abzielten. Das griechische Bei-
spiel müsse die Bundesbürger schrek-
ken. Parallelen zwischen dem faschi-
stischen Putsch im NATO-Land am
Mittelmeer und den Notstandsplänen
der Bundesregierung zog auch der
Bremer DGB-Vorsitzende Boljahn vor
rund 15 000 Kundgebungsteilnehmern
in Bremen.

Zahlreiche Mai-Redner der Gewerk-
schaften benutzten die Veranstaltun-
gen zum 1. Mai zu scharfem Protest
gegen den monarcho - faschistischen
Putsch in Griechenland und zur Be-
kundung der Solidarität der deutschen
Arbeitnehmer mit ihren griechischen
Kollegen und den Demokraten des
Landes. In München formierte sich
nach der Mai-Kundgebung eine Pro-
testdemonstration griechischer und
anderer ausländischer Arbeiter, der
sich viele deutsche Gewerkschafter an-
schlossen. Wie reaktionär das neue
Regime in Athen ist, dürfte es nicht
zuletzt mit dem Verbot der Gewerk-
schaften und der rücksichtslosen Ver-
folgung demokratischer Gewerkschaf-
ter und Politiker unter Beweis gestellt
haben. Es ist ein Gebot internatio-
naler Solidarität, daß die Gewerk-
schafter der Bundesrepublik der Un-
terdrückung ihrer griechischen Kolle-
gen nach dem Muster Francos und
Salazars nicht untätig zusehen.

Die Solidarität der Gewerkschafter galt
in vielen Orten und zahllosen Ver-
anstaltungen auch dem leidenden und
kämpfenden Volk von Vietnam.
„Keine Mark und keinen Mann für
den Krieg in Vietnam“, stand auf
einem Spruchband in München. Als
der DGB-Vorsitzende Rosenberg die
Kritik an dem feigen Massenmord der
Weltmacht USA am tapferen viet-
namesischen Volk mit Vorwürfen ge-
gen „alle Beteiligten“ in die falsche
Richtung zu lenken versuchte, erntete
er Mißfallenskundgebungen. In Biele-
feld rief Otto Brenner den Versam-
melten zu: „Mit Waffengewalt und
Einsatz modernster Kriegsmittel ist
heute kein Konflikt mehr zu lösen,
selbst nicht in einem kleinen Land. Es
muß verhandelt werden. Wir fordern:
Militärische Abrüstung, soziale Auf-
rüstung!"

Die gewerkschaftlichen Veranstaltun-
gen zum 1. Mai haben in der ganzen
Bundesrepublik vor aller Welt den
festen Willen der Arbeitnehmer zu
Frieden, Demokratie, sozialer Sicher-
heit und Fortschritt demonstriert. Sie
haben aber auch klargemacht, daß die
DGB-Losung „auf sozialem Kurs vor-
an!" nur in hartem Kampf eine Chan-
ce zur Realisierung hat. Dabei bilden
der politische und soziale Kampf eine
unlösliche Einheit, überall dort, wo
die aktiven Gewerkschafter den 1. Mai
in diesem Sinne vorbereitet haben,
waren die Veranstaltungen stark be-
sucht und haben sie in der Öffentlich-
keit einen tiefen Eindruck hinterlassen.

Die sogenannten „modernen" Mai-
Feiern, die vorwiegend der Volks-
belustigung dienten und mit den Tra-
ditionen des 1. Mai kaum noch in
Beziehung standen, sind in der Bevöl-
kerung und besonders bei den Massen
der Gewerkschafter selbst auf wenig
Gegenliebe gestoßen. Das ist auch
verständlich, zumal die ungelösten
Probleme der Arbeiterschaft gegen-
über früher umfangreicher und kom-
plizierter geworden sind. Nach wie
vor ist der 1. Mai ein Tag, an dem
diese Probleme und Forderungen mit
kämpferischem Schwung vorgetragen
werden müssen, wenn sie von den
Herrschenden in Staat und Wirtschaft
ernst genommen werden sollen. -gs-

Ruf an die Welt
Die Gefahr, daß sich aus dem Aggres-
sionskrieg der Amerikaner gegen das
vietnamesische Volk ein dritter Welt-
krieg entwickelt, steigt mit der von
der Johnson-Administration vorange-
triebenen Eskalation. Zwar hat Außen-
minister Rusk vor wenigen Tagen vor
einem Kongreßausschuß die Absicht
der US-Regierung, in Vietnam Atom-
bomben einzusetzen, bestritten, aber
es ist in Amerika bekannt, daß zwi-
schen Regierung und Generalen Ein-
mütigkeit darüber besteht, zu gegebe-



Rettet die Demokratie

Die Regierung selbst gefährdet Freiheit und Recht

Auch die neue Notstandsvorlage ist nicht akzeptabel

Dreimal ist der Plan der CDU/CSU, über die Notstandsgesetze ihre wirtschaft-
liche und politische Macht abzusichern, an dem Widerstand der Gewerkschaften
gescheitert. Auch der Versuch der Großen Koalition und ihres Innenministers
Lücke hat keine Aussicht auf Erfolg, wenn die Gewerkschaften ihren Widerstand
gegen den Abbau demokratischer Rechte verstärken.

Statt Notstandsgesetze — soziale Si-
cherheit! So war es auf Transparenten
der Maikundgebungen zu lesen, und

lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllin

ner Zeit die offenen Städte Vietnams
systematisch zu bombardieren, um die
Bevölkerung auf die Knie zu zwingen
oder auszurotten.

Mit der zunehmenden Eskalation ver-
stärkt sich aber auch in den USA die
Front jener, die die Beendigung dieses
gegen jedes Völkerrecht von den USA
entfesselten Krieges fordern. Der be-
kannte amerikanische Senator Ful-
bright, einer der härtesten Kritiker der
Kriegspolitik Johnsons, hat in einem
Gespräch mit einer New Yorker Zei-
tung die Hintergründe dieses Krieges
mit der Feststellung charakterisiert,
daß die lautesten Kriegstreiber im
Senat aus den Gebieten kommen, die
besonders von Rüstungsaufträgen pro-
fitieren. Wörtlich sagte der Senator:
„Einige Geschäftsleute und einige Re-
gierungsvertreter betrachten den Viet-
namkrieg als einen netten kleinen
Krieg, der nicht zuviel Tote fordert
und trotzdem eine große Hilfe für die
Wirtschaft ist.“

Zur gleichen Zeit, da in den USA Re-
gierung und Militärs sich mit den
Möglichkeiten beschäftigen, das viet-
namesische Volk auszurotten, findet in
Stockholm das Tribunal über die
Kriegsführung der USA in Vietnam
statt mit dem Auftrag, die Verantwort-
lichen für diese Kriegsverbrechen fest-
zustellen und vor der ganzen Welt zu
brandmarken. Darüber hinaus aber
soll das Tribunal die Welt moralisch
aufrütteln und die Front gegen den
Vietnamkrieg so stark machen, daß die
USA gezwungen werden, ihre Trup-
pen aus Vietnam zurückzuziehen.

Die USA zur Beendigung ihres Krie-
ges zu zwingen, hat ferner ein Viet-
namkongreß zum Ziel, der am 6. Juli
ebenfalls in Stockholm durchgeführt
wird. Auf diesem Kongreß werden
sich namhafte Persönlichkeiten der
ganzen Welt, besonders auch der in-
ternationalen Gewerkschaftsbewegung,
mit dem amerikanischen Krieg in
Vietnam beschäftigen, um vor der
Weltöffentlichkeit die Hintergründe
des Krieges aufzuhellen und die fried-
liebende Menschheit zu einer inter-
nationalen Solidarität für das vietna-
mesische Volk aufzurufen. -eg- 

zweifellos kann es auch nur eines
geben: entweder soziale Sicherheit in
demokratischer Freiheit oder das Ende
uneingeschränkter gewerkschaftlicher
Tätigkeit durch die Notslandsdiktatur.
Es wäre ein Irrtum, anzunehmen, daß
der Koalitionspartner der CDU/CSU,
die SPD, in der Regierung Kiesinger
stark genug ist, die Nolstandsbestre-
bungen der Regierung zu unterbinden,
selbst wenn sie es wollte; aber leider
wiil sie es gar nicht mal. Die SPD-
Führung redet zwar ebenso wie Kie-
singer viel von der Notwendigkeit,
den Frieden zu sidiern und eine Ent-
spannung einzuleilen, aber daraus zu
folgern, daß dann Notstandsgesetze
überflüssig sind, kommt keinem in den
Sinn.

Die Bundesrepublik wird von nieman-
dem bedroht, und sie braucht darum
auch keine Notstandsgesetze, die schon
das Kriegsrecht im Frieden möglich
machen und jenen ein gefährliches
Machtinstrument in die Hand geben,
die den Krieg immer noch als ein
Mittel der Politik ansehen. Die Bun-
desrepublik braucht keine Notstands-
gesetze, sie braucht eine Regierung,
die durch eine vernünftige Politik der
Entspannung den Frieden in Europa
sichern hilft.

Dies droht jedem Bürger, wenn die
Notstandsgesetze Wirklichkeit werden
sollten:

Die freie Wahl des Arbeitsplatzes
kann aufgehoben werden, denn alle
Wehrpflichtigen, d. h. alle Männer
zwischen 18 und 45 Jahren, können
von der Bundesregierung zum „Zwecke
der Verteidigung“, auch außerhalb des
Wehrdienstes, zu zivilen Dienstleistun-
gen herangezogen werden (Art. 12, 2
NstVG). Sie bestimmt dann Arbeits-
platz, Arbeitszeit und Entlohnung. Der
Tarifvertrag ist aufgehoben. Das ist
auch schon in Friedenszeiten möglich.
Audi die übrige Bevölkerung, dar-
unter die Frauen, kann zwangsver-
pflidilet werden zu einer Arbeit im
Bereidi der öffentlichen Verwaltung,
der Streitkräfte und der Versorgung
der Bevölkerung.

Streiks sind nur nodi zur „Wahrung
und Förderung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen" zulässig (Artikel
91, 4). Dabei bestimmt die Regierung,
was unter Förderung der Arbeits- und
Wirtschaftsbedignungen zu verstehen 

ist. Da es aber einem Zivildienstver-
pflichteten nicht gestattet ist, die Ar-
beit niederzulegen, kann die Regierung
jeden Streik als „militärische Sabo-
tage" verhindern, wenn sie den Streik-
willigen zur Dienstleistung verpflichtet.
Schon bei „Drohung" einer „äußeren
Gefahr", wie auch bei sogenannten
„inneren Wirren", kann die Regierung
das Grundrecht der Freizügigkeit ein-
schränken und von sich aus verfügen,
daß bestimmte Wohnorte nicht verlas-
sen werden dürfen bzw. bei Zwangs-
evakuierungen verlassen werden müs-
sen. Der freie Reiseverkehr kann da-
mit unterbunden werden (Art. 91,3).

Zur Überwachung der Bürger kann die
Regierung das Post- und Telefon-
geheimnis aufheben und den staat-
lichen Geheimdiensten das Abhören
von Telefongesprächen und das Offnen
von Briefen gestalten. Dabei braucht
den Betroffenen die Überwachung sei-
ner Telefongespräche oder die Kon-
trolle seiner Post nicht mitgeteilt zu
werden, und einen Rechtsweg gegen
diese Maßnahmen gibt es nicht (Art. 10).
Jeder Bürger ist verpflichtet, Aus-
rüstungsgegenstände zum Schutz gegen
radioaktive Niederschläge sowie ge-
gen chemische und biologische Kampf-
stoffe anzuschaffen, so u. a. Gasmas-
ken, Strahlenmesser und Verbands-
kasten. Dafür wird jeder Haushalt mit
vier Personen rund 105 Mark zu zah-
len haben.

Nach den Notstandsgesetzen gibt es
keinen Schutz des Bürgers mehr vor
willkürlichen Verhaftungen: Wenn der
„Zustand der äußeren Gefahr" verkün-
det wird, kann die Polizei jeden ohne
Haftbefehl festnehmen und ihn vier
Tage lang festhalten, ohne ihn dem
Richter vorzuführen (Art. 115d). Im
„Zustand der äußeren Gefahr“ wie
auch bei „Gefahr für den Bestand" der
Bundesrepublik im Inneren kann die
Bundesregierung die Bundeswehr als
„Polizeikräfte" einsetzen (Art. 91 und
115d).

Oberste Entscheidungsbefugnis in al-
len Notstandsfragen bekommt ein be-
sonderer „Gemeinsamer Ausschuß" aus
33 ^Bundestags- und Bundesratsver-
tretern, die das Parlament im ange-
nommenen Notstandsfall ersetzen.
Eine Garantie dafür, daß auch die
Oppositionsparteien in diesem Aus-
schuß vertreten sind, gibt es nicht, von
einer Beteiligung der außerparlamen-
tarischen Opposition ganz zu schwei-
gen (Art. 53a).

Es liegt auf der Hand, daß diese Not-
standsgesetze nicht verwirklicht wer-
den dürfen, wenn die Demokratie in
der Bundesrepublik, die ohnehin schon
weitgehend ausgehöhlt ist, gerettet
werden soll. Die Situation ist alarmie-
rend, und nur die gemeinsame Ab-
wehr aller demokratisch gesinnten
Kräfte in der Bundesrepublik kann
diesen Angriff auf die verfassungs-
mäßigen Rechte zunichte machen. sr
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Kein Lohnverzicht der Stahlarbeiter

Unternehmer wollen den Konflikt provozieren

Nach vier Monaten noch immer kein Ergebnis

Die nun bereits vier Monate andauernden Tarifverhandlungen in der Eisen-
und Stahlindustrie von Nordrhein-Westfalen haben bisher nicht die geringsten
Fortschritte gebracht. Alle bisherigen Verhandlungen zwischen dem Unter-
nehmerverband Eisen und Stahl und der IG Metall zeigten nur eines: Die Ruhr-
konzerne wollen den Lohnstopp. Als Folge der Null-Prozent-Taktik der Stahl-
industriellen sind die Tarifverhandlnngen im letzten Monat ohne Ergebnis und
ohne Einigung über einen neuen Verhandlungstermin abgebrochen worden.
Der Essener IGM-Bezirksleiter Manowski sagte dazu: „Die Unternehmer wollen
den Eklat."

Dabei sind die Forderungen der Ge-
werkschaft höchst bescheiden. Anstelle
der von den Stahlindustriellen abge-
lehnten „Extras", mit denen die IG
Metall dem zu Jahresbeginn einge-
schlagenen Weg der Verdienstsiche-
rung weiterverfolgen wollte, hat der
Gewerkschaftsvorstand für die rund
210 000 Beschäftigten der eisenschaf-
fenden Industrie von Nordrhein-West-
falen folgende Forderungen erhoben:

■ Erhöhung der Löhne um 0,14 DM
je Stunde, bezogen auf den Ecklohn
von 3,60 DM;

■ Aufbesserung der Gehälter um 24
DM pro Monat;

■ Anhebung der Lehrlingsvergütung
um 20 DM monatlich.

Unter Berücksichtigung der Tatsache,
daß die gewerkschaftliche Lohnforde-
rung nicht linear, sondern nach Lohn-
gruppen aufgeschlüsselt ist, beträgt
ihr materieller Wert 3,9 Prozent.

Der ursprüngliche Vorschlag der IG
Metall sah vor, den laufenden Lohn-
und Gehaltstarifvertrag um 9 bis 12
Monate zu verlängern. Dafür sollten
die tarifliche Absicherung eines 13.
Monatseinkommens von 50 auf 80 Pro-
zent erhöht, der arbeitsfreie Samstag
nicht mehr als Urlaubstag angerechnet
und die tariflichen Monatsgehälter un-
ter voller Anrechnung auf die Effek-
tivverdienste um 7,5 Prozent erhöht
werden. Die Realisierung dieser drei
Forderungen hätte für die Stahlindu-
striellen eine Belastung von nur 3,48
Prozent bedeutet. Da aber der Unter-
nehmerverband Eisen und Stahl die
Wünsche der IG Metall mit einem völ-
lig unzureichenden Gegenangebot be-
antwortete, das praktisch einem Lohn-
stopp gleichkam, sah sich schließlich
der Gewerkschaftsvorstand gezwun-
gen, die Lohn- und Gehaltstarife zum
28. Februar zu kündigen.

Zur Begründung ihrer Lohn- und Ge-
haltsforderungen verweist die IG Me-
tall darauf, daß die Produktion je Be-
schäftigtenstunde in der eisenschaffen-
den Industrie 1966 um 3,3 Prozent
gestiegen ist. Der Umsatz je geleistete
Arbeiterstunde hat sich in der nord-
rhein-westfälischen Stahlindustrie um
5,3 Prozent erhöht. Dagegen sind die

Lebenshaltungskosten im Land NRW
um 4 Prozent gestiegen, während für
das Jahr 1967 mit weiteren Preisstei-
gerungen um 2 Prozent gerechnet
wird. Das bedeutet, daß die Hütlen-
und Stahlwerker allein im letzten Jahr
einen Kaufkraftverlust von rund 3 Pro-
zent hinnehmen mußten; ganz zu
schweigen von den Lohnverlusten
durch Feierschichten, Kurzarbeit und
Umsetzungen.

Die bisherige Zurückhaltung der IG
Metall bei ihrer Lohn- und Gehalts-
politik für die eisenschaffende Indu-
strie kommt auch darin zum Ausdruck,
daß die letzte Einkommenserhöhung
vom 1. Februar 1965 datiert und die
durchschnittlichen Bruttostundenver-
dienste von 1960 bis 1966 nur um 56
Prozent gegenüber 72 Prozent in der
metallverarbeitenden Industrie gestie-
gen sind. Noch 1960 stand die Stahl-
industrie an erster Stelle in der Lohn-
skala; 1966 sank sie auf den dritten
Platz ab. Aus diesen Gründen sind
Vorstand und Tarifkommission der IG
Metall der Auffassung, „daß es bei
aller Rücksichtnahme auf die beson-
dere Lage der Eisen- und Stahlindu-
strie weder im Interesse der Arbeit-
nehmer noch der . Gesamtwirtschaft
liegt, eine weitere Lohnzurückhaltung
zu üben."

Angesichts der maßvollen Tarifpolitik
der Gewerkschaft und der permanen-
ten Lohnverluste der Hüttenbelegschaf-
ten hätte man annehmen können, daß
sich die Stahlindustriellen zu einem
Entgegenkommen bereit erklären wür-
den. Doch das genaue Gegenteil ist
der Fall. Der Unternehmerverband
Eisen und Stahl bezeichnete die be-
scheidenen Forderungen der IG Metall
als „völlig undiskutabel" und ver-
langte beim letzten Gespräch sogar,
die Tarifverhandlungen auf unbe-
stimmte Zeit zu vertagen. Hier wird
die Absicht der Konzernherren deut-
lich, im Interesse der Profitsicherung
Lohn- und Gehaltserhöhungen auf den
Sankt-Nimmerleins-Tag hinauszuschie-
ben.

Um dieses Ziel zu erreichen, scheuen
die Stahlindustriellen vor keinem Mit-
tel zurück. So drohte Verbandsvorsit-
zender Dr. Brandl: Wenn es zu einem
Lohnkampf kommt, besteht die Ge-
fahr, daß 30 000 Arbeitsplätze ver-
lorengehen. Mit anderen Worten: Die

Stahlkonzerne wollen die Lohn- und
Gehallsforderung der IG Metall mit
Massenentlassungen beantworten. M't
der unverhohlenen Drohung, rund 15
Prozent aller Stahl- und Hüttenwerker
auf die Straße zu werfen, soll die un-
sichere Lage in der eisenschaffenden
Industrie zur Profitsicherung ausge-
nutzt, ein Keil zwischen die Arbeit-
nehmer und die IG Metall getrieben
sowie Tarifkommission und Gewerk-
schaftsvorstand unter Druck gesetzt
werden, damit sie auf die notwendi-
gen Lohn- und Gehaltserhöhungen
verzichten.

Dabei steht es längst fest, daß im
Zuge der Bildung der vier Walzstahl-
kontore, mit denen die wirtschaftliche
Vormachtstellung der großen Stahl-
konzerne in der Bundesrepublik und
darüber hinaus in Westeuropa aus-
gebaut und ihr politischer Einfluß wei-
ter vergrößert werden soll, rund
30 000 Arbeitern und Angestellten
die Entlassung droht. Entsprechende
Pläne liegen bereits bei den einzelnen
Konzernen vor. Folglich wird in der
westdeutschen Stahlindustrie eine neue
Entlassungswelle anlaufen, unabhän-
gig davon, ob die Gewerkschaft Lohn-
forderungen stellt oder nicht. Man
kann dem Tarifexperten der IG Me-
tall, Hans Mayr, daher nur beipflich-
ten, wenn er immer wieder den Stand-
punkt vertritt, daß durch Lohnverzicht
kein Arbeitsplatz erhalten werden
könne. Diese Feststellung hat beson-
ders für die Eisen- und Stahlindustrie
Gültigkeit.

Obwohl seit fast zwei Jahren keine
Lohnerhöhungen mehr vereinbart wur-
den, verringerte sich die Arbeiter-
belegschaft seit Sommer 1965 um 0,5
Prozent monatlich. Im Jahre 1966 ver-
lor die Stahlindustrie 20 770 Beschäf-
tigte oder 5,2 Prozent der Gesamt-
belegschaft; allein im letzten Quartal
des abgelaufenen Jahres betrug der
Beschäftigungsrückgang fast 11000
Mann. Diese systematische Reduzie-
rung der Belegschaften der Stahlindu-
strie beweist, daß ein Lohnverzicht der
Gewerkschaft für die Konzernherren
kein Grund ist, die Sicherheit des
Arbeitsplatzes zu garantieren.

Die Rechnung der Stahlindustriellen,
mit der Sorge der Arbeiter und An-
gestellten um ihren Arbeitsplatz ein
Geschäft zu machen und Bonns Politik
der „konzertierten Aktion" in vollem
Umfang gegen die IG Metall anzuwen-
den, wird nicht aufgehen. Die Große
Tarifkommission der Gewerkschaft hat
auf ihrer jüngsten Sitzung die Forde-
rung des Unlernehmerverbandes nach
einer Vertagung der Tarifverhandlun-
gen auf unbestimmte Zeit mit aller
Entschiedenheit zurückgewiesen und
von den Unterhändlern der Stahlkon-
zerne die Vereinbarung eines neuen
Verhandlungstermins gefordert. Bei
der Tatsache, daß in der Stahlindustrie
trotz Flaute Dividenden zwischen 8
und 14 Prozent gezahlt werden, hat
die IG Metall auch nicht den gering-
sten Grund, auf die Realisierung ihrer
maßvollen Lohn- und Gehaltsforde-
rungen zu verzichten. G. B.



Für Lohnerhöhung ist genug „drin“

Auf harten Konflikt in der Werft Industrie vorbereiten

IG Metall muß klaren Arbeitnehmer-Standpunkt beziehen

rund 2 Mill. BRT auf die Bundesrepu-
blik 123 000 BRT entfielen. Auch das
wachsende Anlagevermögen der Werf-
ten zeigt mit aller Deutlichkeit, daß
die Schiffbauindustrie ihre Geschäfts-
und Gewinnaussichten recht opti-
mistisch einschätzt.

Als kürzlich die Tarifkommission der IG Metall des Bezirkes Hamburg über die
Lohnsituation für 1967 beriet, vertrat der Bezirksleiler, Heinz Scholz, den Stand-
punkt, daß für eine Lohnerhöhung in diesem Jahr „nichts drin" sei. Natürlich
erntete Scholz mit dieser Haltung in der Kommission lebhaften Widerspruch.
Das ist verständlich, zumal Scholz am 4. November 1966 auf der 5. Arbeitstagung
der Schiffswerften in Kiel erklärte, da der Zeitpunkt der Tarifkündigung für
1967 fest'iege (30. Juni), komme es jetzt darauf an, die Werftarbeiter auf eine
harte Lohnauseinandersetzung vorzubereiten.

Wenn diese Feststellung nicht als
reine Pflichtübung gegenüber den Ge-
werkschaftsmitgliedern aufgefaßt wer-
den soll, muß man fragen, was sich
denn seitdem am Kündigungsgrund —
oder gar an der schlechten Entloh-
nung — geändert hat. Die Lage ist für
die Arbeitnehmer doch eher noch un-
erträglicher geworden. So wurde vor
allem auf den Großwerflen der Effek-
tivverdienste durch den Abbau der
Sozialleistungen und der Akkördvor-
gabezeiten empfindlich gekürzt. Die
Rickmerswerft in Bremerhaven über-
führte sogar alle Akkordarbeiter für
ein ganzes Jahr in den Zeitlohn, was
für die Gesellschafter der Werft einen
netten Extraprofit abwirft.

IGM-Bezirksleiter Scholz machte der
Werflindustrie Vorschläge, von deren
Realisierung er sich eine Gesundung
der Lage erhofft. Danach müsse die
Konzentration der Werftindustrie dem
„Hängen und Würgen" der kleineren
Werftunternehmen vorgezogen werden.
Es seien heute „ein paar Freisetzungen
durch Rationalisierung" besser als
morgen und übermorgen Entlassungen.

Diese Einstellung mag im Moment
„vernünftig" erscheinen; ob sie aber
auch mit gewerkschaftlicher Vernunft
zu vereinbaren ist? Was heißt Frei-
setzungen? Freisetzung ist das mo-
derne Wort für Entlassung. Bekannt
ist, daß die Werftunternehmer seit
1957 bereits mehr als 40 000 Arbeiter
und Angestellte aus den Werften
„herausralionalisierl“ haben. 70 Pro-
zent davon waren Arbeitnehmer im
Alter von über 55 Jahren; Menschen
also, die in der gegenwärtigen wirt-
schaftlichen Lage kaum Aussicht haben,
einen neuen Arbeitsplatz zu finden.

Was die Vorstellungen über Konzen-
tration im Schiffbau betrifft — und das
gilt nicht nur für die Werftindustrie—,
so bedeutet sie in jedem Falle noch
mehr wirtschaftliche und politische
Macht in den Händen weniger Groß-
kapitalisten. Macht für jene Mono-
pole, die heute schon rücksichtslos
Hunderttausende auf die Straße set-
zen, zur Kurzarbeit zwingen und einen 

unerhörten Lohnraub durchführen.
Zum anderen würden die mittleren
und kleinen Werftbetriebe den Kon-
zernen auf Gedeih und Verderb aus-
geliefert sein. Auch kann bei dem
gegenwärtigen Stand der Mitbestim-
mung von einer demokratischen Kon-
trolle der Mammutunternehmen nicht
die Rede sein.

Geht es aber den Werftunternehmen
wirklich so schlecht? Nach einem Be-
richt der Chamber of Shipping hat die
Weltschiffstonnage den Zustand der
Vollbeschäftigung erreicht. So gab es
1966 im Weltmaßstab nur noch 56
Schiffe im 570 000 BRT, die nicht in
Fahrt waren. Zum Vergleich sei ange-
führt, daß Ende der fünfziger Jahre
rund 9 Mill. BRT an Schiffsraum an-
gebunden lagen. Das gegenwärtige
Bau- und Auftragsvolumen für die
internationale Schiffsbauindustrie wird
auf über 30 Mill. BRT geschätzt. Nichts
spricht dafür, daß der Wachstumstrend
im Schiffbau zum Stillstand kommt.
Im Gegenteil, alle Schiffahrtsexperten
sind sich darüber einig, daß im Zuge
des expansiven Welthandels die Nach-
frage nach Schiffsraum durch die be-
stehenden Werftkapazitäten . nicht
schnell genug gedeckt werden kann.
Der Schiffbau zählt also zu den Wachs-
tumsindustrien.

Die Herren beim Verband der Deut-
schen Schiffswerften sollten sich etwas
Besseres einfallen lassen, als jeden
Monat der Presse über Auftragsnot
und schlechte Gewinnlage zu berich-
ten. Es mag überflüssig sein, den Nach-
weis dafür anzutreten, daß der west-
deutsche Schiffbau mit ansehnlichen
Gewinnen produziert, denn ohne Pro-
fit raucht im Kapitalismus kein Schorn-
stein.

Es ist bekannt, daß der westdeutsche
Schiffbau zu den führenden Produzen-
ten auf dem Weltmarkt gehört, ja so-
gar Großbritannien im letzten Jahr
überrundet hat und heute hinter Japan
den zweiten Platz in der Weltrang-
liste einnimmt. So konnte „Lloyds Re-
gister of Shipping" berichten, daß von
dem Zuwachs im letzten Jahr von

Nachstehende Tabelle gibt eine Über-
sicht, in welchem Umfang sich das An-
lagevermögen erhöhte. Dabei ist an-
zumerken, daß diese Steigerung nicht
nur durch Kredite, sondern vor allem
aus den nicht ausgeschütteten Gewin-
nen realisiert wurde.

Werft 1964 1965
in Millionen DM

Howaldts-Werke, Kiel 109,1 137,4
AG-Weser, Bremen 68,8 80,4
Blohm & Voß, Hamburg 61,3 66,3
Howaldts-Werke, Hmb. 44,8 50,8
Deutsche Werft, Hamburg 45,7 48,3
Bremer Vulkan, Bremen 43,2 45,6

Auch die mittleren Werften, wie die
Flensburger Schiffbaugesellschaft, blie-
ben in dieser Entwicklung nicht zu-
rück. So stieg das Anlagevermögen
dieser Werft von 11,8 auf 13,1 Millio-
nen DM.

Wie man sieht, ist die Ertragslage im
westdeutschen Schiffbau durchaus ge-
winnträchtig. Ober glaubt jemand, die
Werftunternehmer würden Millionen-
summen in einen schrumpfenden Wirt-
schaftszweig investieren?

Richtig ist die Forderung von Heinz
Scholz, daß Bund und Länder dem
Schiffbau feste Kreditbürgschaften ein-
räumen sollen. Solche Bürgschaften
könnten wesentlichen Einfluß auf die
Hereinnahme von Exportaufträgen
haben, weil sie den Werften lang-
fristige Kreditierungen nach inter-
nationalen Maßstäben ermöglichen.
Daneben sind jedoch Subventionen,
direkte Hilfen und Abschreibungen
nach wie vor abzulehnen, weil diese
im Grunde auf eine Rentenzahlung für
die Schiffbaugesellschaften hinaus-
laufen.

Die Werftarbeiter haben, wie die
Lage der Schiffbauindustrie beweist,
keine Ursache, in diesem Jahr in
Lohnfragen kurzzutreten. Lohn- und
Gehaltsaufbesserungen sind nicht nur
„drin", sondern auch notwendig, um
die Wirtschaft anzukurbeln. Man kann
sich in dieser Frage nur der Meinung
des Leiters der Abteilung Bildungs-
wesen im Vorstand der IG Metall,
Hans Matthöfer, anschließen, der un-
längst erklärte: „Wenn die Gewerk-
schaften in dieser Situation für höhere
Löhne und Gehälter kämpfen, so lei-
sten sie damit auch einen bedeuten-
den Beitrag zur Wiedererlangung und
Sicherung der Vollbeschäftigung."

P.B.
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Zu lange Arbeitszeit im Bergbau

In 50 Jahren nicht gut vorangekommen

Die Krise gebietet Einführung der 35-Std.-Woche

Feierschichten, Zechenstillegungen und Entlassungen haben die Frage der
Arbeitszeit im Bergbau immer akuter werden lassen. Gegenwärtig gibt es
im Ruhrbergbau und im Aachener Revier die „unechte" 40-Stunden-Woche —
unecht deshalb, weil die Bergleute unter Tage zwar eine tarifliche 40-Stunden-
Woche haben, aber bis 1966 alle elf bezahlten Feiertage an arbeitsfreien Sams-
tagen nacharbeiten mußten und gegenwärtig noch sechs Nachholschichten ver-
fahren müssen. Daß Feiertage nachgearbeitet werden, ist in der Bundesrepublik
ein Sonderfall. Die tatsächliche Arbeitszeit der Bergarbeiter beträgt also nicht
40 Stunden pro Woche, wie tariflich festgelegt, sondern 41 Stunden. Dagegen ist
die tarifliche Arbeitszeit in einigen anderen Industriezweigen auf effektiv
40 Wochenstunden verkürzt worden.

Schon vor dem ersten Weltkrieg galt
für den Bergbau unter Tage die 8-
Stunden-Schicht, als in den übrigen
Berufen noch 10—11 Stunden am Tage
gearbeitet wurde. Wollte man dieses
Verhältnis — Untertagearbeitszeit
gleich 4/s der allgemein üblichen Ar-
beitszeit — wieder herstellen, dann
müßte für die Bergleute unter Tage
die 32-Stunden-Woche eingeführt wer-
den. Doch die Bergarbeiter sind be-
scheidener: Ihre Forderung beschränkt
sich auf die 35-Stunden-Woche.

Nach dem ersten Weltkrieg wurde bei
der Verwirklichung des 8-Stunden-
Tagesvon den Bergarbeitern mit Nach-
druck die 6-Stunden-Schicht, also die
36-Stunden-Wodie, gefordert. Aber
wegen der Kohlenknappheit im In-
lande und der Kohlen-Reparations-
lieferungen an die Siegermächte ließen
sich die Bergarbeiter zur Zurückstel-
lung ihrer Forderungen bewegen. Sie
beharrten jedoch auf der 7-Stunden-
Schicht und führten für diese Forde-
rung einen Streik, der über vier Wo-
chen anhielt, ohne sich jedoch voll
durchsetzen zu können: Zwar wurde
im Tarifvertrag die 7-Stunden-Schicht
vereinbart, aber die Bergarbeiter muß-
ten sich verpflichten, täglich eine Über-
stunde zu leisten, so daß praktisch
eine 8-Stunden-Schicht dabei heraus-
kam.

Am 1. April 1939 wurde unter der
Nazi-Diktatur die Schichtzeit auf 83/<
Stunden verlängert.

Nach dem Kriege wurde die Schicht-
zeit wieder auf 8 Stunden reduziert.
Aber die alte Forderung der Berg-
arbeiter nach einer Verkürzung der
Arbeitszeit blieb lebendig, wenn sie
sich auch jetzt wieder infolge des
Kohlemangels nicht gleich verwirk-
lichen ließ. Erst im August 1956 gab der
Hauptvorstand der IGBE einen Drei-
stufenplan zur Verkürzung der Ar-
beitszeit bekannt, der die einmütige
Billigung der Mitglieder fand. Danach
sollte in drei Etappen die 7-Stunden-
Schicht in einer 5-Tage-Woche für die
Untertagearbeiter erreicht werden. Die
endgültige Realisierung des Stufen-
planes war für Anfang 1961 vor-
gesehen.

Aber am 11. April 1959 gelang es dem
Hauptvorstand der IGBE auf einem
außerordentlichen Kongreß, mit einer
knappen Mehrheit von nur 12 Stimmen
die Verlängerung der Schichtzeit für
die Ruhr und das Aachener Gebiet
auf 8 Stunden durchzusetzen. Dafür
sollte der Samstag frei sein, mit Aus-
nahme der Samstage, an denen für
die bezahlten Feiertage nachgearbei-
tet wurde. Im wesentlichen wurde die
Verlängerung der Schichtzeit mit der
Bekämpfung der Krise begründet. Ein
halbes Jahr zuvor dagegen hatten die
Bergarbeitergewerkschaften der Mon-
tanunion auf einer Tagung in Luxem-
burg ein europäisches Bergarbeiter-
statut beschlossen, das auch die For-
derung nach der 35-Stunden-Woche
zum Inhalt hatte. Dieses Statut wurde
aber erst im August 1959, also nach
der Arbeitszeitverlängerung, bekannt.

Im Zusammenhang mit der Kohle-
krise wird sowohl von der Regierung
als audi von den Konzernvertretern
von einer „Anpassung" geredet. Sie
meinen damit die Anpassung der För-
derung an den durch die Heizölkon-
kurrenz geschrumpften Markt. Die
Bergleute haben nach dem Zusammen-
bruch 1945 in mühevoller Arbeit, oft
genug mit unzulänglicher Ausrüstung,
die Kohle zutage gefördert, als Vor-
aussetzung des wirtschaftlichen Wie-
deraufbaus. Sie stellten damals ihre
jahrzehntealte Forderung nach der
Verkürzung der Arbeitszeit zurück.

Nun ist es inzwischen höchste Zeit,
diese Forderung anzumelden. Zugleich
wäre dies eine „Anpassung" der Ar-
beitszeit an die wirtschaftlichen Er-
fordernisse. Der Überfluß von Kohle
gebietet geradezu, die Arbeitszeit zu
verkürzen, selbstverständlich bei vol-
lem Lohnausgleich, wie in den ande-
ren Berufszweigen. Die Unternehmer
„passen" die Arbeitszeit auch an, aber
durch Entlassungen, Stillegungen und
Feierschichten.

Der Hauptvorstand der IGBE fordert
nur die Abschaffung der Nachhol-
schichten für die sechs Feiertage, was
eine Fördereinsparung von 2,5 bis

3 Mill. Tonnen oder die Erhaltung von
zwei Großschaditanlagen bedeuten
würde. Weiter geht er leider nicht.
Die Verkürzung auf wöchentlich 35
Stunden würde aber alle Feierschich-
ten überflüssig machen und manche
zum Sterben verurteilte Schachtanlage
erhalten.

Die Forderungen der Bergleute sind
nicht unreal. Sie sind ebenso zu ver-
wirklichen wie die 40-Stunden-Woche
in anderen Industriezweigen. Die Lei-
stung pro Mann und Schicht ist im
Vorjahr im Ruhrgebiet um 8,7 Prozent
gestiegen. Der amtliche, Index der
Aktien des Steinkohlenbergbaus lag
1966 mit 206 (Dez. 1953 = 100) höher
als 1957, dem letzten Jahr der Hoch-
konjunktur für den Bergbau mit 167.

Die Zechen haben erhebliche soge-
nannte stille Reserven angesammelt,
die erst jetzt, nach den Stillegungen,
zum Vorschein kommen, wie z. B. bei
der Bergwerkgesellschaft Dahlbusch in
Gelsenkirchen und der Langenbrahm-
AG in Essen. Sie betragen das Zwan-
zigfache und mehr des Grundkapitals.
Dagegen ist der Effektivlohn der Ge-
dingearbeiter 1966 sogar gesunken,
obwohl ab 1. Juni der Tariflohn um
4 Prozent erhöht wurde. Das Sinken
des Effektivlohnes, die Feierschichten
und die Erhöhung der Lebenshaltungs-
kosten schaffen für die Familien der
Bergarbeiter eine gefährliche wirt-
schaftliche Situation. „Das Ruhrgebiet
wird noch schwere Tage erleben",
heißt es im Geleitwort des Funktionär-
Organs der IGBE, der Gewerkschaft-
lichen Rundschau vom April 1967. Das
Vorstandsmitglied des bundeseigenen
VEBA-Konzerns, Dr. Kemper, sagte
auf der Hauptversammlung am 19. Ap-
ril die weitere Entlassung von 120 000
Bergleuten an der Ruhr bis 1970 vor-
aus. Ende 1957 war hier noch eine
Belegschaft von 489 000 Mann, die bis
Ende 1966 auf 270 000 zurückgegangen
ist. Ob nach der eventuellen weiteren
Entlassung von 120 000 die restlichen
150 000 Bergleute verbleiben werden,
kann heute niemand sagen.

Die Erhaltung der Arbeitsplätze ist
nicht nur für die betroffenen Bergleute
und für die Wirtschaft der Ruhr,
Aachens und der Saar von eminentem
Interesse, sondern auch aus allgemein-
volkswirtschaftlichen Gründen. Die Er-
haltung eines Grundstocks der Ener-
gieversorgung sichert ein Mindestmaß
der Selbstversorgung und damit die,
wenn auch relative Unabhängigkeit
der Bundesrepublik gegenüber den
Welt-Olkonzernen.

Der Kampf der Kumpel um eine Ver-
kürzung ihrer Arbeitszeit ist zugleich
ein Kampf um die Erhaltung volks-
wirtschaftlicher Substanz im Interesse
einer gesicherten Energieversorgung.

Alfred Stein



Unzureichender Tarif für Bauarbeiter

„Vernunft” auf Kosten der Arbeitnehmer

Die Bauwirfschaft macht gleichzeitig gute Profite

Knapp sechs Wochen nach Inkrafttreten des neuen Lohntarifvertrags im Bau-
hauptgewerbe steht fest: Der zwischen den Unlernehmerverbänden und der IG
Bau-Steine-Erden (IGBSE) ausgehandelte „Tarifvertrag der Vernunft" entspricht
nicht der Aufwärtsentwicklung in der Bauindustrie und schon gar nicht der
Forderung der Bauarbeiter nach einer Absicherung des Realeinkommens.

Während die Bauarbeiter ihre bisher
minimalste Lohnerhöhung erhalten,
können die Bauunternehmer auf neue
Rekordergebnisse verweisen und die
Gewinne des Aufschwungs ungeschmä-
lert kassieren, Nach den Angaben des
Unternehmerverbandes der Bauindu-
strie konnte das Bauhauptgewerbe im
Gegensatz zu dem rückläufigen Indu-
striegeschäft im Januar 1967 einen
Rekordumsatz buchen, der mit 3,07
Milliarden DM das Vorjahresergebnis
um 8,6 Prozent übertraf. Dabei war
der Vorjahresmonat schon der beste
Nachkriegs-Januar im Bau gewesen.

Interessant ist auch die Feststellung
der Bauunternehmer, daß eine Arbeits-
leistung vollbracht wurde, die das Vor-
jahresergebnis um 18 Prozent über-
traf, obwohl die Beschäftigung im
Bauhauptgewerbe mit 1,36 Millionen
Arbeitnehmern um 10 Prozent unter
dem Vorjahresstand lag. Mit diesem
in der Bauwirtschaft ziemlich einmali-
gen Produktivitätszuwachs, wie er üb-
rigens kaum in einer anderen Branche
erreicht wurde, ist zugleich ein lang-
gehegter Wunsch der Unternehmer in
Erfüllung gegangen, nämlich, die Ar-
beiter mit der Fuchtel der Entlassung
und Erwerbslosigkeit zu immer höhe-
ren Leistungen anzutreiben.

Weitaus weniger günstig sieht die
Situation für die Bauarbeiter aus. Ob-
wohl kein Anlaß für eine Tarifbewe-
gung bestand, da die Tarifverträge
erst am 30. März 1967 ausliefen, mel-
dete die Führung der IGBSE bereits
zum Jahresende eine „Lohnerwartung"
von 4,2 Prozent an. Als folgsame Pala-
dine von Bundeswirtschaftsminister
Schiller rückten die Mannen um den
IG-Bau-Vorsitzenden Sperner im Hin-
blick auf Bonns Politik der „konzer-
tierten Aktion" schließlich von ihren
Lohnwünschen ab, verzichteten für die
Monate April bis Juni auf jede Lohn-
anhebung und erklärten sich bereit,
die bereits vereinbarte Einführung der
40-Stunden-Woche noch einmal um
ein Jahr auf April 1969 zu verschie-
ben. Trotz dieses Entgegenkommens
der Gewerkschaft wurde keine aus-
reichende Lohnerhöhung vereinbart.
Die Tarifparteien stimmten lediglich
einer Regelung zu, die eine Erhöhung
der Facharbeiterlöhne um 11 Pfennig
ab Juli und weitere 4 Pfennig ab Sep-
tember vorsieht. Bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten entspricht das
neue Abkommen somit einer Lohn-
erhöhung von sage und schreibe 2,4
Prozent.

Mit dem „Tarifvertrag der Vernun
ließ der Vorstand der IGBSE nicht i
die wirtschaftliche Entwicklung
Bauhauptgewerbe außer acht, sonde^
entsprach auch den sogenannten „Richt-
zahlen" der von Schiller und Strauß
verfolgten „konzertierten Aktion" für
1967. Danach sollen die Einkommen
der Arbeitnehmer bei einer Zunahme
des Bruttosozialproduktes von 4 Pro-
zent um 2,4 Prozent steigen, während
sich demgegenüber der nicht entnom-
mene Gewinn der Unternehmer um
22 Prozent erhöhen soll. Eine Konzep-
tion, die man in Bonn „soziale Sym-
metrie" nennt und — wie man sieht —
ausschließlich den Unternehmerinter-
essen dient.

Für die Bauarbeiter bringt die neue
Lohnanhebung nicht die gewünschte
Sicherung des Realeinkommens. Den
2,4 Prozent mehr Lohn steht ein Ein-
kommensverlust durch Preissteigerun-
gen von rund 4 Prozent im letzten
Jahr gegenüber. Hinzu kommt, daß
auch 1967 mit einem Preisanstieg von
mehr als 2 Prozent gerechnet werden
muß, der seine Ursache insbesondere
in politischen Entscheidungen der Bun-
desregierung haben wird. Damit reicht
die jüngste Tarifanhebung noch nicht
aus, um die 1966 eingetretene Minde-
rung des Reallohnes auszugleichen.

Der Verzicht des Vorstandes der
IGBSE auf eine ausreichende Lohn-
erhöhung im Bauhauptgewerbe hat
die Bauunternehmer auch ermutigt, die
lohnpolitische Gangart zu verschärfen.
Das zeigt sich besonders deutlich bei
den Tarifverhandlungen für die Flie-
senleger in Nordrhein-Westfalen. Die
Unternehmer haben nicht nur den
Lohntarifvertrag zum 30. April gekün-
digt, sondern auch einen neuen Ver-
tragsentwurf vorgelegt, der Kürzungen
der Akkordsätze in Einzelfällen bis zu
70 Prozent und im Durchschnitt zwi-
schen 30 und 50 Prozent vorsieht. Die-
ses Vorhaben stellt ohne Zweifel einen
Generalangriff auf die Fliesenleger-
Löhne dar.

Angesichts dieser Entwicklung in der
Bauwirtschaft bleibt nur zu hoffen, daß
der Vorstand der IGBSE bestimmte
Konsequenzen zieht, die letztlich nur
in der Erkenntnis bestehen können,
daß es für die Arbeitnehmer und ihre
Gewerkschaften einfach unzumutbar
ist, gemäß der Bonner Politik der
„konzertierten Aktion" nur die Noten
tragen zu dürfen, während die Unter-
nehmer die erste Geige spielen. -tt-

Aäf gestiegen

den Angaben des Wirtschaftswissenschaft-
lichen Instituts der Gewerkschaften ist die Pro-
duktivität in der westdeutschen Industrie ins-
gesamt - ohne Bau und Energie - im Jahre 1966
um 4,8 Prozent gestiegen. Dabei hat sich in den
einzelnen Industriezweigen eine unterschiedliche
Steigerung des Produktionsergebnisses je Arbei-
terstunde ergeben. Der Bergbau erzielte, trotz
Förderrückgang bei der Steinkohle und im Erz-
bergbau, einen Zuwachs von 7,1 Prozent und die
Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie er-
zielte sogar einen höheren Zuwachs als im Jahr
zuvor. Gewisserma3en eine Stagnation ergab
sich in der Investitionsgüterindustrie und auch
die Verbrauchsgütcrindustrie sowie Nahrungs-
und Genußmittelerzeugung liegen unter dem
Durchschnitt der Produktivität der gesamten In-
dustrie.

Akkordfesf sefzung
reine Ermessenssache

Gegen die Ansicht, es gäbe eine wis-
senschaftliche Feststellung richtiger
Akkordzeiten, hat sich der frühere
Staatssekretär im Arbeitsministerium,
Prof. Herschel, auf einer Tagung von
Arbeitsstudienfachleuten gewandt. Die
Akkordfestsetzung sei, so stellte er
fest, eine Angelegenheit unternehme-
rischen Ermessens, obwohl sie nach
dem Gesetz nur im Einvernehmen mit
dem Betriebsrat vorgenommen wer-
den soll. Selbst wenn man stets das
gleiche Verfahren anwende, bliebe für
Ermessensentscheidungen doch immer

1 noch so viel Spielraum, daß die er-
mittelten Werte zwischen Plus/Minus
30 Prozent schwanken könnten. Die
menschliche Leistung lasse sich nun
einmal nicht in präzisen Zahlen erfas-
sen, da viele Faktoren auf die Ent-
scheidung über Vorgabezeiten einwirk-
ten. So hänge es zum Beispiel immer
davon ab, zu welchem Zeitpunkt und
bei wem die Vorgabezeit gemessen
werde.

Diese Erkenntnisse eines weithin be-
kannten und prominenten Juristen
machen deutlich, wie wichtig es ist,
daß sich der Betriebsrat jedesmal so-
fort einschaltet, wenn in einem Betrieb
Vorgabezeiten festgelegt werden.

7



Pleitegeier in der Bundeskasse

Die Defixitschätxung wird immer höher

Regierung regiert so reaktionär wie eh und je

Wenn wir die öffentlichen Finanzen der Bundesrepublik unter die Lupe nehmen,
so kann einem angst und bange werden. Von welcher Seite man auch immer die
Dinge betrachtet, kommt man nicht an der Tatsache vorbei, daß die Bundes-
republik gegenwärtig von einer tiefgieifenden Finanzkrise erfaßt wird, deren
Ende noch keinesfalls abzusehen ist. Finanzkrisen werden aber im Kapitalismus
stets auf dem Rücken der Arbeiterschaft ausgetragen.

Die Deckungslücke des Bundeshaus-
halts hat für die nächsten Jahre ge-
waltige Ausmaße angenommen. So
wird geschätzt, daß bereits 1968 der
Fehlbetrag 9 Milliarden DM ausmachen
wird; vor fünf Monaten war noch von
6,3 Milliarden die Rede. In den näch-
sten vier Jahren bis 1971 wird das
Defizt rund 40 Milliarden DM betra-
gen. Dabei wird noch optimistisch eine
hohe Wachstumsrate des Sozialpro-
dukts unterstellt und verbunden da-
mit der Steuereinnahmen. Dabei unter-
stützt die gegenwärtige Entwicklung
des Sozialprodukts und der Steuerein-
nahmen diese Schätzungen keines-
wegs.

Das Steueraufkommen blieb in den
letzten Monaten nicht unbeträchtlich
hinter dem vergleichbaren Vorjahres-
ergebnis zurück. Es war im Monat
März 1967 um 4,1 Prozent geringer als
im März 1966. Während aber die Ar-
beiter und Angestellten um 6,5 Pro-
zent mehr Lohnsteuer aufbringen muß-
ten, zahlten die Unternehmer an Ein-
kommens- und Körperschaftssteuern
3,9 Prozent bzw. 15,2 Prozent weniger.
Zweifellos hat die gegenwärtig rück-
läufige Wirtschaftslage einen Einfluß
auf die Staatsfinanzen. Es wäre jedoch
nicht richtig, allein in der Abschwä-
chung der Konjunktur die Ursache der
Finanzkrise zu sehen. Diese deutete
sich bereits an, als in unserem Land
noch Hochkonjunktur herrschte. Be-
reits damals waren die Anforderungen
der Regierung an das Sozialprodukt
vor allem durch verstärkte Rüstungs-
ausgaben und die Kosten des kalten
Krieges so hoch, daß dadurch die
Wirtschaftskraft der Bundesrepublik
zusehends ausgehöhlt und geschwächt
und zugleich die inflationistische Ten-
denz verstärkt wurde.

Wer also ernsthaft die Finanzkrise
beheben will, muß radikal der gegen-
wärtigen Politik den Rücken kehren,
er muß eine Politik der Abrüstung be-
treiben und garantieren, daß das wirt-
schaftliche Wachstum beschleunigt
wird.

Aber die Politik, die von der Regie-
rung der Großen Koalition zur Zeit
verfolgt wird, zielt in eine ganz an-
dere Richtung. Sie beabsichtigt keines-
wegs, die Rüstungskosten zu senken
und den Konsum der breiten Masse 
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anzuregen. Im Gegenteil: Ihre Maß-
nahmen laufen vor allem darauf hin-
aus, die Unlernehmereinkommen, das
heißt die Profite, steuerlich zu ent-
lasten und die Masse der Arbeitneh-
mer durch neue und höhere Steuern
zu belasten. Während also die Steu-
ern, die von den Unternehmern auf-
gebracht werden, sinken, steigt nicht
nur die Lohnsteuer, sondern steigen
zugleich auch die Massensteuern, vor
allem die Umsatz- und Verbrauchs-
steuern. Es sei hier nur noch einmal
an die Herabsetzung der Kilometer-
geldpauschale und die Erhöhung der
Steuer für Mineralöl, Tabak, Zigaret-
ten, Branntwein, Kaffee, Umsatzaus-
gleich und Schaumwein sowie die Er-
höhung der Zölle erinnert, die Ende
vergangenen Jahres beschlossen wur-
de und deren Gesamtbetrag auf das
Jahr umgerechnet 1,1 Milliarden DM
beträgt. „Einsparungen" erfolgten vor
allem im sozialen Bereich. Allein die
Bundeszuschüsse zur Rentenversiche-
rung wurden um nicht weniger als
300 Millionen DM gekürzt.

Der Eventualhaushall in Höhe von
2,5 Milliarden DM, der das Wachstum

Zuspifxung um West-Berliner
Chemielöhne

Die Weigerung der Westberliner Ar-
beitgeber der chemischen Industrie,
ebenso wie in der Bundesrepublik die
Tariflöhne um 3,8 Prozent anzuheben,
ist für sie zu einem Bumerang gewor-
den. Die 12 000 Arbeitnehmer der che-
mischen Industrie in West-Berlin ver-
langen jetzt nicht mehr nur 3,8 Pro-
zent, sondern die volle Angleichung
ihrer Löhne an das Niveau ihrer Kol-
legen in der Bundesrepublik. Sie wer-
den dabei vom Westberliner DGB und
allen dort vertretenen 14 DGB-Ge-
werkschaften unterstützt. Diese For-
derung spielte auch bereits auf der
Mai-Kundgebung eine Rolle.

Die Unternehmer hatten im März die
Schlichtungsverhandlungen für ge-
scheitert erklärt und verlangt, daß
die Lohnerhöhung in West-Berlin nied-
riger ausfallen soll als in der Bundes-
republik. Bekanntlich ist das Lohn-
und Gehaltsniveau für Arbeitnehmer
in West-Berlin aus politischen Grün-

anregen soll, wird, da er nicht aus
echten Finanzquellen gespeist wird,
die finanziellen Schwierigkeiten in den
nächsten Jahren vergrößern. Dann
nämlich, wenn die kurz- und mittel-
fristigen Schulden zurückgezahlt wer-
den müssen.

Die Zeitung METALL hatte am 7 2.
1967 feslgestclll, daß bei einer Durch-
forstung des Rüstungshaushalts 5 bis
7 Milliarden Mark eingespart werden
können. Eine weitere Möglichkeit, die
finanzielle Lage der Bundesrepublik
zu stabilisieren, besieht darin, das
Großkapital stärker zu besteuern und
aus seinen gewaltigen, immer noch
steigenden Profilen die notwendigen
Investitionen vor allem im Infrastruk-
lurbereich zu finanzieren, um damit
zugleich neue Wachstumsimpulse aus-
zulösen.

In ihrer Ausgabe vom 18. 4. 1967 ver-
öffentlichte die Zeitung METALL eine
„Orienlierungshilfe" für die Minister
Strauß und Schiller, welche man nur
unterstreichen kann. Es heißt dort:

„Wenn man Geld für die Erfüllung
der Gemeinschaftsaufgaben braucht —
für den Bau von Schulen, Kranken-
häusern, Straßen, für eine Verbesse-
rung des Gesundheitswesens —, so
plant man, es zu beschaffen, indem
man durch alle möglichen Kniffe die
sowieso jämmerlichen Renten verrin-
gert. Warum hat man nicht den Mut,
das zu tun, was METALL vom ersten
Augenblick an gefordert hat, als uns
die damals noch als Staatsgeheimnis
gehütete Pleite in der Bundeskasse
bekannt wurde: Besteuert die Rei-
chenl" Dr. Tu.

den — um das Produzieren in Berlin
für Unternehmer besonders lukrativ
zu machen — niedriger als anderswo.
Im vergangenen Jahr lagen im Jahres-
durchschnitt die Westberliner Löhne
und Gehälter zwischen 1650,12 bis
3297,60 DM unter denen in der Bun-
desrepublik.

Seil Ende März besteht in der che-
mischen Industrie West - Berlins der
tariflose Zustand. Der dortige DGB-
Vorsitzende Sickert sagte zu der reak-
tionären Haltung der Unternehmer:
„Es ist an der Zeil, sich zu überlegen,
ob man ungestraft in dieser Stadt zu-
sehen kann, wie sich von Jahr zu
Jahr die einmal getroffenen Löhne
gegenüber denen im Bundesgebiet wie-
der vermindern." Wie festgestellt
wurde, verlassen von den angewor-
benen Arbeitskräften immer mehr
wegen der schlechten Bezahlung die
Stadt. Im vergangenen Jahr gaben
52 Prozent von ihnen den im Ver-
gleich zur Bundesrepublik geringeren
Verdienst als Grund für die Rück-
wanderung an.
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Keine Vollbeschäftigung in Sicht

Arbeitslosigkeit wird zu einem Dauerzustand

Regulierung über kürzere Arbeitszeit ist notwendig

Zwar ist die Zahl der gemeldeten Arbeitslosen in der Bundesrepublik weiter
zurückgegangen. Von Mitte März bis Mitte April verringerte sie sich um 87 580
auf 535 520. Das entspricht aber immer noch einer Arbeitslosenquote von 2,5 Pro-
zent, und gegenüber dem Stand des Vorjahres ist sogar eine Zunahme der Zahl
der Arbeitslosen um mehr als 400 000 zu verzeichnen. Berücksichtigt man, daß
außerdem mehr als 300 000 ausländische Arbeitnehmer, die ihren Arbeitsplatz
in der Bundesrepublik verloren haben, in ihre Heimatländer zurückkehrten und
deshalb in unserer Arbeitslosenstatistik nicht erscheinen, so ergibt das ins-
gesamt einen Verlust von mehr als 700 000 Arbeitsplätzen.

Wie die IG Metall festslellte, ist auch
die Zahl der gemeldeten Kurzarbeiter
von dem im Februar erreichten Höchst-
stand von 343 700 auf 277 000 im März
zurückgegangen, und für April wurde
mit einem weiteren Rückgang auf etwa
200 000 gerechnet. Auch dabei ist zu
berücksichtigen, daß mit dieser Zahl
nur die kurzarbeitenden Arbeitneh-
mer erfaßt werden, für die bei den
Arbeitsämtern Kurzarbeiterunterstüt-
zung beantragt wurde. Die tatsäch-
liche Zahl der Kurzarbeiter dürfte be-
trächtlich höher liegen.

Daß im Frühjahr die Beschäftigtenzahl
zu- und damit die Zahl der Arbeits-
losen abnimmt, ist saisonal bedingt.
Von einem grundlegenden Konjunk-
turumschwung zeugt deshalb die bis-
herige Entwicklung auf dem bundes-
deutschen Arbeitsmarkt nicht. Bei
rund dreiviertel Million Arbeitslosen
und Kurzarbeitern kann von Voll-
beschäftigung nicht gesprochen wer-
den. Und offensichtlich ist auch nicht
damit zu rechnen, daß diese im Grund-
satzprogramm des DGB als erstes Ziel
der Wirtschaftspolitik genannte Auf-
gabe mit der von Strauß und Schiller
in trauterGemeinsamkeit praktizierten
Finanz- und Wirtschaftspolitik über-
haupt je gelöst wird. Selbst der Prä-
sident der Bundesanstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung, Sabel, schätzt, daß auch in den
Sommermonaten noch 300 000 bis
400 000 Arbeitnehmer arbeitslos blei-
ben werden.

Allein in Nordrhein-Westfalen, dem
von der Krise am schwersten betrof-
fenen Bundesland, ist die rapide Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit unaus-
weichlich, wenn durch den Fortgang
des Zechensterbens und der Rationali-
sierung in der Stahlindustrie weitere
Tausende von Berg-und Stahlarbeitern
„freigesetzt" werden. Erklärungen von
Politikern und „Experten", eine Ar-
beitslosigkeit von 2,5 Prozent sei nicht
„beunruhigend", nützen den von Ar-
beitslosigkeit und Kurzarbeit Betrof-
fenen gar nichts. Für den, der davon
betroffen ist und vielleicht schon seit
Monaten eine fühlbare Einkommens-
minderung hinnehmen muß, ist die
Lage deprimierend.

Auch die nach dem 1. April erfolgte
Aufbesserung des Arbeitslosengeldes 

hat die Einkommensminderung, die
der Arbeitslose ohne sein Verschul-
den hinnehmen muß, nicht wesentlich
gemildert. So erhält z. B. ein lediger
Arbeitsloser, der in der Woche netto
81,65 DM verdiente, 51 DM Arbeits-
losengeld, also pro Woche immer noch
30 DM, weniger. Verdiente er netto
183,19 DM, beträgt sein Arbeitslosen-
geld 114,60 DM: Das ist ein Einkom-
mensverlust von rund 70 DM. Bei
einem Verheirateten sieht es so aus:
bekam er einen Wochenlohn von netto
88,75 DM, erhält er jetzt als Arbeits-
loser 70,80 DM — rund 18 DM weni-
ger. Verdiente er 196,58 netto, beträgt
sein Arbeitslosengeld 138,60 DM; der
wöchentliche Einkommensverlust be-
trägt damit fast 60 DM. Und dabei
werden auch für den Arbeitslosen die
Lebenshaltungskosten nicht etwa ge-
ringer — sie steigen vielmehr unauf-
hörlich.

Seit Jahren haben die Gewerkschaften
vor der Gefahr einer Strukturkrise in
der Wirtschaft gewarnt und gefordert,
frühzeitig entsprechende Maßnahmen
zu treffen, um die Arbeitsplätze der
Lohn- und Gehaltsempfänger zu si-
chern. In dem Grundsatz-und Aktions-
programm des DGB sind die Vorstel-
lungen der Gewerkschaften zur Lösung
der wirtschaftlichen und sozialen Pro-
bleme, die im Verlauf der technischen
Revolution auftreten werden, klar
und deutlich ausgesprochen: Nur mit
den Mitteln einer modernen Finanz-
und Wirtschaftspolitik, bei voller Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer und
ihrer Gewerkschaften, sind die Auf-
gaben zu meistern. Was vordringlich
getan werden muß, ist eine rasche
Hebung der Massenkaufkraft durch
Preissenkungen und Lohnerhöhungen,
um den Konsum zu steigern und eine
optimale Nutzung der Produktions-
kapazitäten zu ermöglichen, ferner
eine Verkürzung der Arbeitszeiten bei
vollem Lohnausgleich und die Fierab-
setzung des Rentenalters.

Statt den Unternehmern einen Steuer-
nachlaß als Investitionsanreiz zu
schenken, der den Staatshaushalt mehr
als 5 Milliarden DM kosten soll, müßte
die’ Bundesregierung den Ländern und
Gemeinden Mittel zur Verfügung stel-
len für die dringend notwendigen So-
zialinvestitionen, für Schulen, Kran-

kenhäuser und Straßen. Gewiß ist das
nur möglich auf Kosten der sinnlosen
und gefährlichen Rüstung, der Aus-
gaben für die Notstandsgesetze und
der trotz Krise und Arbeitslosigkeit
maßlosen Profite der Industrie- und
Bankenmonopole.

Stärker als je zuvor, so hieß es im
Mai-Aufruf 1967 des DGB, gelten die
Forderungen des Aktionsprogramms
nach gesicherten Arbeitsplätzen, wach-
sender sozialer Sicherheit und Schutz
der Rentner vor den Sparmaßnahmen
der Bundesregierung. Das schließt
aber die Verpflichtung der Gewerk-
schaften zur stärkeren Aktivität im
Kampf um die Realisierung des DGB-
Aktionsprogramms gegen den Wider-
stand der Unternehmerverbände und
der mit ihnen verbundenen Kräfte in
der Bundesregierung ein. -pp-

nillilillllllllllllllllllllllllllllillilillllllillililllin

DRK und Wohlfahrfsverbände
von Kürzungen betroffen

Sowohl das Deutsche Rote Kreuz als
auch die Wohlfahrtsverbände sind
von Kürzungen der staatlichen Zu-
schüsse betroffen, ohne die sie ihre
sozialen Aufgaben nicht erfüllen kön-
nen. Die Arbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtsverbände hat sich
deshalb mit einem Appell an die
kommunalen Spitzenverbände und an
die Stadt- und Landkreise gewandt
und mit Nachdruck auf die durch diese
Kürzungen entstehenden ernsten Fol-
gen hingewiesen. Jede kurzfristige Zu-
schußsperre bringe die Führung von
Kindertagesstätten, Altersheimen und
Krankenhäusern in arge Bedrängnis,
wird in dem Appell festgestellt.

Die Plätze in Kindertagesstätten, Al-
tersheimen und Krankenhäusern rei-
chen ohnehin nicht aus. Doch hätte
sich die Arbeitsgemeinschaft der Frei-
en Wohlfahrtsverbände in ihrem Ap-
pell an die Bundesregierung wenden
sollen mit der Aufforderung, durch
die längst fällige Finanzreform den
Gemeinden und Kreisen einen höhe-
ren Steueranteil zu geben und zu die-
sem Zweck die Ausgaben des Bundes
für die Rüstung drastisch zu kürzen.

DDR führender Handelspartner
der UdSSR

Der Handel der Sowjetunion mit den
sozialistischen Staaten wird in diesem
Jahr gegenüber 1966 um mindestens
neun Prozent ansteigen. Der sowje-
tische Außenhandelsminister, Patoli-
tschew, erklärte in diesem Zusammen-
hang, die DDR werde nach wie vor
ihre führende Stellung als Handels-
partner der Sowjetunion behalten.
Optimistisch äußerte sich der Minister
über die Entwicklung des Handels der
Sowjetunion mit Japan.
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SED festigte ihre Position

Erfolgsbilanz und harte Tatsachen auf dem VII. Parteitag

Bereitschaft zu normalen Beziehungen zwischen beiden Staaten

Nie zuvor hat ein Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands
(SED) in der Bundesrepublik so viel Aufmerksamkeit gefunden wie dieser VII.,
der vom 17. bis 22. April 1967 in Ost-Berlin stattfand. Nicht zuletzt hatten die
Bundesregierung mit ihrer Erklärung zum Parteitag und die Sozialdemokratische
Partei Deutschlands mit ihrem Brief an die Delegierten dazu beigetragen, das
Interesse bei uns anzuregen. Die SED hatte zuvor zu erkennen gegeben, daß ihr
Parteitag wichtige Fragen im politischen und gesamten gesel'.schaftlichen Bereich
erörtern und entscheiden werde. Nach diesen Entscheidungen ist manches klarer
geworden in Deutschland, und es dürfte unseren Politikern in Bonn schwerer
geworden sein, weiterhin die Illusion zu verbreiten, es könne mit der gegen-
wärtigen Politik irgendwann und irgendwie einmal eine Annäherung zwischen
beiden deutschen Staaten oder gar eine Wiedervereinigung geben.

Es war gar nicht sosehr die große Poli-
tik, die auf dem Ostberliner Parteitag
im Vordergrund stand; vielmehr ging
es über weite Strecken um die prak-
tischen Fragen der Entwicklung und
Leitung der Volkswirtschaft, um die
Perspektive der Sozialpolitik, der Bil-
dung und Berufsausbildung und der
kulturellen Entfaltung. Es ging, wie
der anspruchsvolle Titel des Referats
von Walter Ulbricht, dem 1. Sekretär
der SED, sagte, um .Die gesellschaft-
liche Entwicklung in der DDR bis zur
Vollendung des Sozialismus".

Zugegeben: Eine solche Thematik hat
etwas Aufregendes, Spannendes, zu-
mal noch auf deutschem Boden. Es
mag manchem Beobachter auf den
Presserängen in der Wemer-Seelen-
binder-Halle, Kollegen aus der Bun-
desrepublik und dem übrigen west-
lichen Ausland, ähnlich ergangen sein
wie dem Verfasser dieser Zeilen:
Selbst aus einer Wirklichkeit kom-
mend, die von Arbeitslosen-und Kurz-
arbeiterziffern, Betriebsschließungen,
allgemeiner wirtschaftlicher Stagnation,
von sinkenden Reallöhnen, sozialer
Unsicherheit und verzweifelten Bemü-
hungen des Staates, die Wirtschaft zu
beleben, gekennzeichnet ist, erschei-
nen die selbstsicheren Reden der SED
von der Perspektive bis 1980 mit der
Angabe von Etappenzielen bis 1970
und 1975 in bezug auf die Steigerung
der Produktion und des Nationalein-
kommens, die Bekanntgabe sozialer
Verbesserungen, Arbeitszeitverkür-
zungen, Rentenerhöhungen usw. wie
Klänge aus einer anderen Welt.

Und so ist es auch: Die DDR ist eine
völlig andere Welt geworden, von
jener der Bundesrepublik grundver-
schieden. Beide lassen sich nicht mehr
ohne weiteres wieder zusammen-
fügen. Aber nicht nur aus der Ver-
schiedenheit der gesellschaftlichen Re-
alitäten, die einander ausschließen,
leitet sich die Unmöglichkeit ihrer Ver-
einigung ab; vom Standpunkt der Ar-
beiterschaft muß man sogar die Frage
aufwerfen, ob sie an einer Zusammen-
fügung beider Teile überhaupt inter-
essiert sein kann, wenn diese unter
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Vorherrschaft der Kapitalistenklasse
geschehen soll.

In einem Manifest an die Bevölkerung
der DDR hat der Parteitag die Kon-
zeption der SED zu dieser Frage klar
und — das ist nunmehr deutlich ge-
worden — unabänderlich definiert:

„Wir sind überzeugt: Auch in West-
deutschland werden die Arbeiter, ver-
bündet mit allen werktätigen Klassen
und Schichten, eines Tages den Impe-
rialismus überwinden. Auch sie wer-
den den Weg der Demokratie be-
schreiten und schließlich den Sozialis-
mus errichten. Das ist die einzige
Möglichkeit, dereinst zur Vereinigung
beider deutscher Staaten zu kommen.
Damit die westdeutschen Arbeiter zu
diesem großen Werk beitragen kön-
nen, müssen sie ihre Macht zur Gel-
tung bringen. Was der Imperialismus
gesprengt hat, wird die Arbeiterklasse
der beiden deutschen Staaten im eng-
sten Bündnis miteinander wieder
einen. Die Imperialisten haben
Deutschland gespalten. Die Arbeiter-
klasse der beiden deutschen Staaten
wird es zusammenfügen."

Es trifft also nicht zu, wenn während
und nach dem SED-Parteitag in der
hiesigen Meinungsmache behauptet
wurde, die SED habe die Wiederver-
einigung abgeschrieben. Sie hat sie
nur zu Bedingungen abgelehnt, die
Bonn dafür stellt. Sie setzt auf den
groben Klotz aus Bonn einen harten
Keil aus Ost-Berlin und nennt ihrer-
seits die Bedingungen. Während Bonn,
was jeder halbwegs politisch Gebil-
dete sehen kann, dabei die Interessen
der Kapitalistenklasse wahrnimmt,
vertritt die SED, was keineswegs ein-
fach zu erkennen ist, objektiv die In-
teressen der Arbeiterklasse, deren
politische Zielvorstellung seit hundert
Jahren der Sozialismus ist. In der DDR
soll er nun vollendet werden; und
wer am Rande des Parteitages die
Gelegenheit wahrgenommen hat, die
Meinung des »Mannes auf der Straße"
zu erkunden, wird zur Kenntnis ge-
nommen haben, daß die SED in zwei
Hauptfragen mit der vorherrschenden
Meinung in der Bevölkerung überein-

stimmt: Eine Rückkehr zu privatkapi-
talistischen Eigentumsformen in Indu-
strie und Landwirtschaft wird es nicht
geben; der Alleinvertretungsanspruch
der Bundesregierung wird mit Ent-
schiedenheit und sehr selbstbewußt
zurückgewiesen.

Die Sozialistische Einheitspartei hat
auf ihrem Parteitag, anknüpfend an
den Brief der SPD und die Regierungs-
erklärung Kiesingers, ihre „Vorschlä-
ge für ein friedliches Nebeneinander
der beiden deutschen Staaten" er-
neuert. Nadi Auffassung der SED ist
es, da die staatliche Vereinigung der
beiden ungleichen Teile gegenwärtig
undenkbar sei, die Aufgabe der Ta-
gespolitik, „normale und damit ver-
nünftige Beziehungen zwischen bei-
den deutschen Staaten, zwischen ihren
Regierungen, gegenseitige Anerken-
nung und volle Gleichberechtigung"
herbeizuführen.

Ulbridit empfahl zu diesem Zweck der
Bundesregierung, über folgende Fra-
gen zu sprechen und vertragliche Ver-
einbarungen zu erzielen: Aufnahme
normaler Beziehungen zueinander,-
Verzicht auf gegenseitige Gewalt-
anwendung; Anerkennung der beste-
henden Grenzen in Europa,- Reduzie-
rung der Rüstungsausgaben; „Ver-
zicht auf Besitz, Verfügungsgewalt
oder Beteiligung an der Verfügungs-
gewalt über Atomwaffen in jeglicher
Form" und Normalisierung der Bezie-
hungen bzw. Herstellung solcher Be-
ziehungen zwischen beiden deutschen
Staaten und den übrigen Ländern Eu-
ropas.

überrascht hat im Westen vor allem
die entgegenkommende Antwort Ul-
brichts auf die „Erklärung der Bundes-
regierung zur Erleichterung der Le-
bensverhältnisse in ganz Deutschland",
die den Delegierten, zusammen mit
dem Brief der SPD, im Wortlaut vor-
lag. Während man anscheinend eine
Zurückweisung der darin enthaltenen
Vorschläge erwartet hatte (weshalb
sie vermutlich überhaupt gemacht wur-
den), reagierte Ulbricht mit folgender,
vom Parteitag mit Beifall quittierten
und später beschlußmäßig untermau-
erten Feststellung: „Wir schlagen ...
vor, daß der Vorsitzende des Minister-
rates der Deutschen Demokratischen
Republik und der Bundeskanzler der
westdeutschen Bundesrepublik — von
Delegationen unterstützt und mit ge-
hörigen Vollmachten versehen — an
einem noch zu vereinbarenden Ort
Zusammentreffen, um über diese er-
sten Schritte auf dem Wege zu einer
Verständigung der beiden deutschen
Staaten zu verhandeln und die ent-
sprechenden Verträge abzuschließen.
Dann werden wir auch über alle ande-
ren Fragen sprechen können, die von
den Regierungen der beiden deutschen
Staaten auf den Verhandlungstisch ge-
legt werden."

Im Grunde ist diese Haltung der SED
gar nicht neu. Die Bereitschaft, auf



Regierungsebene über alle zwischen
der DDR und der Bundesrepublik an-
stehenden Fragen zu sprechen, ist so
alt wie die beiden deutschen Staaten
selbst. Diese Verhandlungsbereitschaft
zeichnet Ost-Berlin aus, nicht Bonn.
So hatte die Bundesregierung gewiß
nicht und ebensowenig die Sozial-
demokratische Partei im Sinn, tatsäch-
lich über die selbst unterbreiteten
Vorschläge mit der SED oder der DDR-
Regierung zu sprechen. Von der DDR
wird ganz einfach erwartet, daß sie
sich den Forderungen Bonns fügt, daß
sie die Bedingung akzeptiert, Bonner
Wünsche gesprächslos zu realisieren
oder aber — im übertragenen Sinne —
mit „Verhandlungen" auf Pförtner-
und Putzfrauenebene zufrieden zu
sein.

Wer eine solche Politik betreibt und
einen derart anmaßenden Standpunkt
bezieht, muß sich den Vorwurf gefal-
len lassen, nicht ernsthaft auch nur
die geringste menschliche Erleichte-
rung oder gar politische Entspannung
in Deutschland zu wollen. Und zu die-
sem Bild paßt denn ja auch die ge-
samte übrige Politik: das Streben nach
Verfügungsgewalt über Atomwaffen,
die Hintertreibung der internationalen
Entspannung durch einen Atomwaffen-
sperrvertrag, die Forderung nach
Grenzrevisionen in Osteuropa, die
Vorbereitung des Volkes auf den
„Ernstfall" mittels der Notstands-
gesetze usw.

Es dürfte spätestens seit dem VII. Par-
teitag der SED klargeworden sein,
daß sich Ost-Berlin niemals bereit fin-
den wird, eine solche Politik der Bun-
desregierung zu honorieren. Wie die
Erklärungen maßgebender Repräsen-
tanten der kommunistischen Parteien
der Sowjetunion, Polens, der Tsche-
choslowakei, Ungarns, Rumäniens und
Bulgariens erkennen ließen, wird es
in dieser Frage von seinen Nachbarn
und Verbündeten vorbehaltlos unter-
stützt; das gilt insbesondere auch für
Rumänien, in dessen Namen Dele-
gationsleiter Chivu Stoica „die mili-
taristischen, neonazistischen und re-
vanchistischen Kräfte in der Bundes-
republik Deutschland" angriff, die
Bonner Gebietsforderungen zurück-
wies und die Realität zweier deutscher
Staaten, von der jede Politik auszu-
gehen habe, betonte.

Wer also in Bonn zur Entspannung in
Deutschland und Europa beitragen
will, wird das Steuer der Politik um
180 Grad herumwerfen und endlich
die Gegebenheiten, die Ergebnisse des
zweiten Weltkrieges, anerkennen müs-
sen. Mit Gerede vom „geregelten
Nebeneinander" in Deutschland und
von „neuer Ostpolitik", ohne prak-
tische Schritte und ohne entsprechende
Taten, wird es nicht weitergehen. —
Hier wird die große politische Ver-
antwortung der Gewerkschaften er-
kennbar, deren Aufgabe darin besteht,
kraftvoll mitzuhelfen, den Wandel zur
Realpolitik zu erwirken. Wer jedoch
wünscht, daß die Versteinerung im
Verhältnis zwischen beiden deutschen
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Soeben erschienen;

Mitbestimmung drüben
Aus der Betriebsarbeit des Gewerkschafters in der DDR

Gerd Siebert schildert minutiös Probleme und Methoden betrieb-
licher Gewerkschaftsarbeit in der DDR. Der Autor hat sich mehrere
Wochen in volkseigenen Betrieben gründlich umgesehen. Objektiv wird
der Alltag des Gewerkschafters drüben dargestellt. Was bei uns bislang
fehlte — nämlich sachliche Informationen über die tatsächliche Gewerk-
schaftsarbeit in der DDR —, aus „Mitbestimmung drüben" kann man sie
entnehmen.

Ein Sachbuch für jeden Interessierten, insbesondere Gewerkschafter, mit
vielen Details aus der betrieblichen Praxis der DDR-Gewerkschaften.

„Mitbestimmung drüben", Taschenbuchformat, 120 Seiten, 12 Bildseiten,
4,20 DM. — Zu beziehen durch: Gerd Siebert, 205 Hamburg 80, Harnack-
ring 31.
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Staaten bestehen bleibt, braucht nur
so weiterzumachen wie bisher. Das ist
auf dem Sektor der Deutschlandpolitik
das wesentlichste Ergebnis des Partei-
tages der SED.

Die meiste Zeit nahmen sich Referen-
ten und Diskussionsredner für die Er-
örterung des weiteren Ausbaus von
Wirtschaft und Sozialwesen. Es wurde
viel prognostische Arbeit geleistet.
Ausgehend von den Prognosen für
die wissenschaftlich - technische Ent-
wicklung, beschäftigte sich die SED bis
in alle Einzelheiten mit der plane-
rischen Vorausschau für die notwen-
digen Maßnahmen in den Bereichen
des Schulwesens, der Berufsausbildung
und Weiterbildung, der Leitung von
Wirtschaft und Betrieben usw. So geht
man z. B. davon aus, daß für den Zeit-
raum bis 1975/80 in der Wirtschaft die
Mechanisierung und Automatisierung
vieler Prozesse der Produktion, die
elektronische Datenverarbeitung, eine
zunehmende Anwendung der Chemie
und die Nutzung der Atomenergie
eine immer größere Rolle spielen
werden.

Da diese Entwicklung erhebliche Aus-
wirkungen auf den Produktionspro-
zeß, die Beschäftigtenstruktur, auf die
Arbeiter und Angestellten, ja auf alle
Bereiche der Gesellschaft haben wird,
befaßte sich der Parteitag schon jetzt
mit allen möglichen Varianten einer
Steuerung dieser Prozesse in einem
Sinne, daß daraus der einzelne und die
Gesellschaft gleichermaßen ihren Nut-
zen ziehen können, soziale Unsicher-
heiten ausgeschaltet werden und das
Wirtschaften immer effektiver wird.
Rationalisierung, Automatisierung, be-
rufliche Qualifizierung und höherer
Lebensstandard — das waren die For-
meln, die gewissermaßen den „roten
Faden“ des ökonomischen Teils der
Beratungen bildeten.

Es herrschte eine Atmosphäre bemer-
kenswerter Sachlichkeit und Sachkennt-
nis. Von hochfliegendem Pathos, bom-

bastischen Zahlen und dergleichen war
nichts zu spüren. Was an perspek-
tivischen Maßnahmen und Daten an-
gekündigt wurde, hatte Hand und Fuß,
war realistisch. Man gab sich selbst-
sicher und zuversichtlich, wissend, daß
die praktizierte Planwirtschaft konti-
nuierlichen Fortschritt garantiert, Jahr
für Jahr, ohne Stagnation oder gar
Abwärtstrend.

Ministerpräsident Willi Stoph nannte
in seinem Referat die wirtschaftliche
Perspektive bis 1970:

■ Steigerung der Industrieproduktion
gegenüber 1965 um 37 bis 40 Prozent,
also um etwa 7,5 Prozent im Jahres-
durchschnitt;
■ Erhöhung der landwirtschaftlichen
Erzeugung um 20 bis 25 Prozent;
■ Anstieg der Investitionen um 48 bis
52 Prozent;
■ Anwachsen des Nationaleinkom-
mens um 28 bis 32 Prozent, ebenfalls
gegenüber 1965;
■ Erhöhung des Angebots an Indu-
striewaren um 28 bis 30 Prozent;
■ Anwachsen des Realeinkommens je
Kopf der Bevölkerung um 19 bis 21
Prozent.

Solche Zahlen zeugen von einer be-
achtlichen Konsolidierung und wirt-
schaftlichen Stabilität der DDR. Offen-
sichtlich liegt es — dieser Vergleich
drängt sich dem Beobachter unwillkür-
lich auf — am System, wenn gleich-
zeitig in Deutschland in dem einen
Teil die Wirtschaft stagniert und die
Reallöhne sinken, während sie in dem
anderen vom Aufwärtstrend gekenn-
zeichnet sind. Das hat mit „Schicksal“
nichts mehr zu tun, wenn in der Bun-
desrepublik die Arbeitskräfte zu Hun-
derttausenden auf der Straße liegen,
während sie in der DDR benötigt
werden.

Gewiß ist es kein Zufall, wenn diese
negativen Erscheinungen und die da-
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Machtsfrukturen des Kapitalismus

Gelungene Tagung der „Marxistischen Blätter"

Wissenschaftler aus zehn Ländern diskutierten

„Eine Orientierung der Arbeiterklasse auf die Krise wäre eine Wegorientierung
von den möglichen Alternativen." Das ist eine der wesentlichen Erkenntnisse
einer wissenschaftlichen Tagung über „Machtstrukturen des heutigen Kapi-
talismus", die von der Redaktion der „Marxistischen Blätter" Anfang April in
Frankfurt/Main veranstaltet wurde. Mehr als 400 Gewerkschaftsfunktionäre,
Wirtschaftswissenschaftler und Studenten nahmen an dieser interessanten Tagung
te l — mit einem auffallend hohen Anteil junger Menschen.

mit verbundene soziale Unsicherheit
und Existenzangst gerade dort auf-
treten, wo die Arbeitnehmer in der
Wirtschaft nichts zu sagen haben, wo
de Demokratie vor dem Fabriktor
endet: in der Bundesrepublik. Und es
ist folgerichtig, daß die soziale Sicher-
heit gerade dort zu Hause ist, wo die
Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaf-
ten in den sozialisierten Betrieben
den Ton angeben: in der DDR. über
diese Dinge nachzudenken, hat nicht
zuletzt der SED-Parteitag Anlaß ge-
geben.

Wenn man von dieser Seite des Par-
teitages spricht, und man kann sie
nicht übersehen oder gar ingnorieren
wollen, weil sie nicht in das politische
Klischee paßt, dann muß noch von
einer Anzahl sozialer Verbesserungen
die Rede sein, die in diesem Zusam-
menhang von der SED für die nahe
Zukunft angeregt wurden: die Erhö-
hung der Mindestlöhne von 220 Mark
auf 300 Mark im Monat noch in die-
sem Jahr; die Verlängerung des ge-
setzlichen Mindesturlaubs von 12 auf
15 Tage, wobei schon jetzt 65 Prozent
der Arbeitnehmer 18 Tage und mehr
Urlaub bekommen; die durchgehende
Einführung der 5-Tage-Woche (aus-
genommen bleiben das Erziehungs-
und Gesundheitswesen) ab September
1967, bei gleichzeitiger Verkürzung
der Arbeitszeit auf 433/< bzw. 42 Stun-
den; Erhöhung der Mindestrenten von
129 auf 150 Mark im Laufe des Jahres
1968; die Berechnung der Rente nach
dem Arbeitseinkommen der letzten
20 Jahre ab 1968; bei Frauen die An-
rechnung zusätzlicher Arbeitsjahre für
die Geburt und Erziehung der Kinder;
die Erhöhung des Kindergeldes für das
4. Kind von 40 auf 60 und für das 5.
und jedes weitere von 45 auf 70 Mark
monatlich.

In der DDR stellen Parteitage der SED
gesellschaftspolitische Höhepunkte dar,
verbunden mit einer Rechenschafts-
legung der Partei über die bisherigen
politischen, wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Erfolge. Sie geben zu-
gleich die Perspektive für die nächsten
Jahre. Auf diese Weise wird eindrucks-
voll demonstriert, was das werktätige
Volk zu leisten vermag, wird jedem
nachdrücklich ins Bewußtsein gerufen,
daß die Arbeiterklasse der Kapitalisten
nicht bedarf, um Staat und Wirtschaft
mit Erfolg zu leiten.

Der VII. Parteitag der SED zog für
die DDR eine Bilanz der Erfolge, for-
mulierte den Katalog der neuen Auf-
gabenstellung in allen Bereichen der
Gesellschaft und Politik. Die Position
der SED ist gefestigter denn je. Jeder
neue materielle und politische Erfolg
schlägt in Form zunehmenden Ver-
trauens der Bevölkerung zur Partei zu
Buch, ob man das bei uns in der Bun-
desrepublik wahrhaben will oder nicht.
Die Bundesregierung sollte das in
ihrem Verhalten berücksichtigen und
den Traum von einem „überspielen"
der SED oder die Hoffnung auf deren
„Abwirtschaften" zugunsten einer re-
alistischen Verständigungspolitik end-
gültig fahren lassen. Gerd Siebert
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Die Konferenz hatte internationalen
Charakter. Von den zahlreichen aus-
ländischen Gästen waren die bekann-
testen Prof. Maurice Dobb, Cambridge,
Frau Prof. Chmelnizkaja, Prof. Sido-
row und Dr. Jeschow von der Akade-
mie der Wissenschaften in der UdSSR
sowie namhafte Wissenschaftler aus
der Schweiz, Belgien, Ungarn, Frank-
reich, Österreich und Dänemark. Die
DDR war an der Tagung mit Prof.
Hess, Dr. Hemberger und Dr. Schwank
beteiligt.

Die Reihe der Vorträge eröffnete der
Wirtschaftspublizist Dr. Heinz Schäfer
aus Darmstadt mit einem Referat über
das Thema: „Staatliche Wirtschafts-
und Konjunkturpolitik und Alternati-
ven der Arbeiterbewegung." Nach der
Feststellung, die gegenwärtige krisen-
hafte Entwicklung in der Bundesrepu-
blik gebe den Marxisten recht, führte
er aus, daß die verfehlte Politik der
Bundesregierungen seit Adenauer Ur-
sache der gegenwärtigen Situation sei.
„Großmachtstreben, Wettrüsten, der
Drang nach Atomwaffen und die Prak-
tizierung der Hallstein-Doktrin ent-
zogen dem wirtschaftlichen Kreislauf
gewaltige Summen für einen durch und
durch parasitären Konsum, während
zugleich riesige Versäumnisse im Be-
reich der Infrastruktur und in der Bil-
dung vorhanden sind. Aber die neue
Bundesregierung macht keine andere
Politik als ihre Vorgänger. Aufgabe
müßte es sein, die Auswirkungen der
Krise auf die arbeitende Bevölkerung
zu mildern und vor allem die Voll-
beschäftigung und den sozialen Besitz-
stand der Arbeiter, Angestellten und
Beamten zu sichern, die erforderlichen
Strukturveränderungen planmäßig zu
gestalten und Schluß zu machen mit
der wahnwitzigen Rüstungspolitik."

Der Referent beschäftigte sich dann
ausführlich mit dem Bestreben der
Unternehmer, die für sie günstige
Situation auszunützen, um mit Hilfe
der Bundesregierung den sozialen Be-
sitzstand der Arbeitnehmer anzugrei-
fen. Er bezeichnete es als ein Novum
in der Nachkriegsentwicklung der
Bundesrepublik, daß sich in den Jah-
ren 1966/67 die Reallöhne verschlech-
tert hätten. Der Politik Schillers, die
darin bestehe, die Gewerkschaften in
der Lohnfrage zu einer Stillhaltepoli-
tik zu bewegen, stellte er die Tat-

sache entgegen, daß, wenn in den
letzten Jahren auch bei einer rück-
läufigen Wachstumsrate dennoch keine
absoluten Produktionsrückgänge ein-
getreten seien, sich dies nicht zuletzt
auf die Tatsache zurückführen ließe,
daß es den Arbeitnehmern und ihren
Gewerkschaften auch in diesen Ab-
schwungsphasen gelungen sei, Lohn-
erhöhungen durchzusetzen.

Im weiteren Verlauf seiner Ausfüh-
rungen wandte sich Dr. Schäfer den
Leitungsmechanismen der hochent-
wickelten kapitalistischen Gesellschaft
zu und sagte: „Die Entwicklung der
Produktivkräfte erfordert die gesell-
schaftliche Leitung des Produktions-
prozesses, sie steht im eklatanten
Widerspruch zur privatkapitalistischen
Unternehmensführung. Dazu kommt,
daß im Ergebnis des Konzentrations-
prozesses die Trennung zwischen dem
Eigentum am Produktionsmittel und
der Verfügungsgewalt über diese im-
mer größer wird. Die Kapitaleigen-
tümer werden überflüssig. Im gesell-
schaftlichen Reproduktionsprozeß üben
sie keine sinnvolle Funktion mehr
aus, aber sie haben nach wie vor die
Macht. Gesellschaftliche Leitung be-
deutet aber Mitbestimmung der Ar-
beitnehmerschaft und ihrer Gewerk-
schaften; das erfordert überbetrieb-
liche Mitbestimmung, demokratische
Planung und öffentliche Kontrolle
wirtschaftlicher Macht . . . Ohne Pla-
nung ist es einfach nicht mehr mög-
lich, eine so eng verflochtene Wirt-
schaft wie die unseres Landes zu
leiten."

Nach einer ausführlichen Darstellung,
wie diese neuartigen Leitungsmetho-
den funktionieren sollen, folgerte Dr.
Schäfer, daß eine Wirtschaftspolitik,
die den Interessen des Volkes gerecht
werden wolle, die Macht des Groß-
kapitals einschränken müsse. Dazu ge-
höre, das kapitalistische Wirtschafts-
system zu demokratisieren und die
entspannungsfeindlichen Macht-Eliten
zu entmachten. Wörtlich sagte er:

„Dazu benötigt die Arbeiterschaft
eine eigene Wirtschaftspolitik. Das
DGB-Grundsatzprogramm bietet für
diese eine ausgezeichnete Grundlage.
Worauf es ankommt, ist, dieses Pro-
gramm nicht als Zielprojektion zu be-



trachten, sondern als eine Anleitung
für das tägliche Handeln."

Zur Durchsetzung dieser Politik, so
führte Dr. Schäfer weiter aus, sei ein
stärkeres Engagement der Gewerk-
schaften, eine konsequente Haltung
des DGB und ein einheitliches Auftre-
ten notwendig. Zudem habe die SPD
auf die Wahrnehmung der Interessen
der arbeitenden Bevölkerung verzich-
tet, was die politische Rolle der Ge-
werkschaften noch notwendiger macht.
Dr. Schäfer schloß seinen ausgezeich-
neten Vortrag: „Wichtig ist, daß die
Arbeiterschaft bekannt gemacht wird
mit dem Wesen, den Machtslrukturen
des Kapitalismus und den notwendi-
gen demokratischen Lösungen. Denn
heute ist es richtig, wie vor hundert
Jahren, daß die Idee zur materiellen
Gewalt wird, wenn sie die Massen
ergreift."

Den zweiten Vortrag hielt Prof. Dobb,
Cambridge, der sich mit den Faktoren
des wirtschaftlichen Wachstums be-

Die Verflechtung von Staat und Wirt-
schaft im Spätkapitalismus und die
Rolle des Staates bei der Lösung von
Widersprüchen war das Thema des
Referates des stellvertretenden Direk-
tors im Institut für Wirtschaftswissen-
schaften Berlin, Prof. Dr. Hess. Der
Wissenschaftler aus der DDR ent-
wickelte in einem außerordentlich
fundierten und sachlichen Beitrag die
Tendenzen im staatsmonopolistischen
Kapitalismus.

Seine Ausführungen fanden das be-
sondere Interesse der Zuhörer, weil
seine Thesen Antworten auf Fragen
enthielten, vor die die Arbeitnehmer
in der Bundesrepublik gerade in jüng-
ster Zeit gestellt worden sind. Er wies
unter anderem nach, daß der dem
Kapitalismus eigene Mechanismus
nicht mehr funktioniere; das System
entwickele sich nicht mehr auf seinen
eigenen Grundlagen und nach seiner
eigenen Logik, vielmehr müsse es
wesensfremde Elemente hereinneh-
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„Entwicklungstendenzen des Spätkapitalismus"

Beiträge zur Diskussion um Bewegungsformen und Per-
spektive der kapitalistischen Gesellschaft.
Herausgegeben von Heinz Seeger, 799 Friedrichshafen,
Erlenweg 3/9.
88 Seiten, 3,00 DM.
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schäftigte. Gerade die Wachstums-
theorien und Wachstumsmodelle wi-
derspiegelten den Wettbewerb zwi-
schen den beiden Weltsystemen und
die Probleme der Entwicklung in der
sogenannten dritten Welt. Wörtlich
sagte er: „Die letzten drei bis vier
Jahrzehnte haben genügend Beweise
erbracht, daß eine planende, sozia-
listische Wirtschaft im Vergleich zur
kapitalistischen eine Wachstumswirt-
schaft par excellence ist."

In der spätkapitalistischen Wirtschaft
sei der Krisenzyklus nicht verschwun-
den, aber die Krisen seien im Ver-
gleich zum klassischen Kapitalismus
kurzlebiger und flacher. Der sozia-
listische Sektor sei zum bestimmenden
Element der Nachkriegsepoche ge-
worden, und dies habe zur objektiven
Stärkung der Stellung der Arbeiter-
klasse im System der gesellschaft-
lichen Beziehungen des Spätkapitalis-
mus geführt, auch wenn sich dies nicht
immer im politischen Handeln wider-
spiegele. Man müsse sich daran er-
innern, daß die Entwicklung des Mo-
nopolkapitals zwar eine zunehmende
Zentralisierung der Leitung des Wirt-
schaftslebens darstelle, jedoch auch
eine Verschärfung und Überspitzung
der dem System innewohnenden Wi-
dersprüche mit sich bringt, was der
Stabilität des kapitalistischen Systems
schweren Schaden zufügen kann. Da-
bei warnte Prof. Dobb vor einer Un-
terschätzung der Rolle der Arbeiter-
klasse.

men, die die Auflösung des Kapitalis-
mus ankündigten. „Der Staat, das
politische Machtinstrument der herr-
schenden Klasse, muß notwendig mit
dem ihm zur Verfügung stehenden
Mittel der staatlichen Gewalt in die
gesellschaftlichen Prozesse eingreifen,
um von dieser Höhe die Bedingungen
der Profitproduktion und das weitere
Funktionieren des längst für seine
Ablösung reifen kapitalistischen Sy-
stems zu sichern."

Welche Politik der Staat betreibe, sei
durch seinen Klassencharakter be-
stimmt, „aber nicht in dem Sinne ob-
jektiv bedingt, daß es nur eine Rich-
tung, nur eine Möglichkeit des Reagie-
rens auf die gesellschaftlichen Anfor-
derungen gebe. Die Tätigkeit des
Staates ist so zu einem Feld der Klas-
senauseinandersetzungen, des Aus-
tragens von gesellschaftlichen Kon-
flikten verschiedenster Art, auch von
divergierenden Interessen verschie-
dener Monopolgruppierungen selbst
geworden."

Der gegenwärtige Kapitalismus trage
Übergangscharakter, da er nur durch
politische Mittel erhalten und durch
politische Aktionen überwunden wer-
den könne. „Es geht nicht allein dar-
um, daß die arbeitenden Menschen die
Differenz erkennen zwischen dem, was
der Kapitalismus ihnen bietet und
dem, was heute möglich ist. Es geht
vor allem darum, daß dieses System
immer mehr die Existenz der Gesell-

schaft und das Leben der Menschheit
aufs Spiel setzt. Die vom Kapital ge-
schaffene Zwangsjacke für den wirk-
lichen Reichtum muß und wird daher
mit historischer Notwendigkeit ge-
sprengt werden."

Die Diskussion, an der sich 34 Redner
beteiligten, war außerordentlich rege
und von beachtlichem Niveau. Sie
zeigte, daß auch in der Bundesrepublik
die Kräfte vorhanden sind, die der
Arbeiterbewegung eine notwendige
theoretische Grundlage verschaffen
können. Trotz der in der Bundesrepu-
blik üblichen Diskriminierung ist der
Marxismus nicht „am Ende". Dafür
war die Tatsache ein Beweis, daß sich
das Diskussionsniveau drei Tage lang
auf einer so beachtlichen Höhe halten
konnte.

Gewiß hätte sich mancher einen här-
teren Meinungsstreit gewünscht und
vor allem eine stärkere Herausarbei-
tung des gewerkschaftlichen Stand-
ortes. Aber alles in allem war die
Tagung ein voller Erfolg, nicht zuletzt
wegen der guten Beteiligung auslän-
discher Wissenschaftler und der her-
vorragenden Qualität der Diskussio-
nen. Die Absicht der Veranstalter, im
nächsten Jahr eine weitere wissen-
schaftliche Tagung über Probleme des
Marxismus durchzuführen, ist nur zu
begrüßen. Zweckmäßig wäre es dann
aber, durch Bildung von Arbeitskrei-
sen eine noch ausführlichere Diskus-
sion zu ermöglichen, um die zum Teil
sehr akademisch abgehandelten Pro-
bleme auch für den Betriebsfunktionär
verständlicher zu machen.

Am Abend des ersten Tages wurde
ein von mehr als 500 Personen be-
suchtes Internationales Forum über
die Probleme der Arbeitslosigkeit
durchgeführt. Als Ausweg aus der
wirtschaftlichen Krise wurde von den
Forumsteilnehmern empfohlen: He-
bung der Massenkaufkraft durch Lohn-
erhöhungen und Rentensteigerungen,
Abbau des Rüstungshaushaltes und
stärkere Besteuerung der Gewinne
und großen Vermögen, um Mittel für
einen Konjunkturanreiz zu bekommen.

H. S.

Verminderung der Arbeitsplätze
in der Montanindustrie

Die Hohe Behörde in Luxemburg rech-
net damit, daß in der Zeit von 1967
bis 1970 110 000 Bergarbeiter ihren
Arbeitsplatz verlieren werden, dar-
unter 60 000 bis 80 000 in der Bundes-
republik, 25 000 in Belgien und je
2500 in Frankreich und in den Nieder-
landen. Weiterhin schätzen die Fach-
leute bei der Hohen Behörde der Mon-
tanindustrie, daß im Eisenerzbergbau
etwa 15 000 Arbeitnehmer entlassen
werden. Die gleiche Tendenz zeigt
sich auch in der Stahlindustrie. Hier
wird eine Verringerung der Zahl der
Arbeitsplätze um 50 000 erwartet.
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Skandalöses Urteil
In diesen Tagen hat der 5. Senat des
Bundesarbeitsgerichtes in Kassel ein
bemerkenswertes Urteil verkündet: I
Arbeitnehmern, die während eines i
Kalenderjahres krank sind, kann ein
Teil der Gratifikation einbehalten !
werden. Dem Unternehmer steht es
also ohne weiteres zu, Belegschafts-
mitgliedern das Weihnachtsgeld oder
ähnliche .freiwillige Zulagen" zu kür-
zen, wenn sie krank gewesen sind.
Damit werden dann die Gesundgeblie-
benen für ihr treues Aushalten bis
zum Jahresende mit einer vollwer-
tigen Gratifikation belohnt.

Die Tatsache, daß gerade ein Arbeit-
nehmer durch seine Krankheit in
schwierige wirtschaftliche Not geraten
kann und darum auf zusätzliche Hilfe
angewiesen ist, zeigt den unsozialen
Grundzug dieses Urteils. Es unterstützt
die von den Unternehmern bewußt
verbreitete Legende, daß sich die Ar-
beitnehmer krank schreiben lassen,
um sich ein paar zusätzliche Urlaubs-
tage zu verschaffen. Das Urteil paßt
darum genau in die massiven Bestre-
bungen der Arbeitgeber, eine über-
steigerte Atmosphäre der sozialen Un-
sicherheit zu schaffen, um aus den Ar-
beitnehmern das Letzte an Leistungs-
vermögen und Profit herauszuholen.

Tatsächlich hat das sich von Jahr zu
Jahr steigernde Arbeitstempo in den
Betrieben den Gesundheitszustand der
Arbeitnehmer in einer gefährlichen
Weise untergraben. Das ist nicht zu-
letzt an der besorgniserregenden Früh-
invalidität und der anwachsenden Un-
fallhäufigkeit abzulesen. Nur in unzu-
länglicher Weise wird in der Bundes- '
republik die Arbeitsmedizin gefördert
und die Gefahren, die vom Arbeits-
platz für die Gesundheit ausgehen,
bleiben im weitesten Sinne unbe-
achtet.

Darüber hinaus wird durch dieses Ur-
teil der Arbeitnehmer in der Indu-
strie gegenüber anderen Gruppen, be-
sonders im Dienstleistungsgewerbe,
diskriminiert. Während in der Indu-
strie die Gratifikationen noch immer
als sogenannte freiwillige Leistungen
betrachtet werden, die ohne Rechts-
anspruch geblieben sind — es sei
denn, es war den Gewerkschaften hier
und da möglich, die Gratifikation im
Tarifvertrag zu verankern —, ist das
13. und oft sogar das 14. Monatsgehalt,
z. B. bei Banken und Versicherungen,
schon seit langem Teil des Arbeitsver-
trages.

Was aber dieses Urteil des Bundes-
arbeitsgerichtes in Kassel geradezu
skandalös macht, ist folgendes: Das
Urteil beruht auf einer Klage von
vier Textilarbeiterinnen gegen ihren
Arbeitgeber, weil er von der den Ar-
beiterinnen zustehenden Weihnachts-
gratifikation „wegen Krankheit" 30 DM
einbehalten hatte. Die Arbeiterinnen
hatten alle vier die gleiche „Krank-
heit", sie schenkten nämlich einem
Kind das Leben, E. B.

Programmierung und Wirtschaftsplanung

Kampf um eine demokratische Wirtschaftsplanung

als wichtige Aufgabe der Gewerkschaften

Der Wettbewerb zwischen dem Kapitalismus und dem Sozialismus stellt in aller
Schärfe die Frage nach dem effektiveren gesellschaftlichen System. Er verlangt
darum in den kapitalistischen Ländern gebieterisch eine Programmierung der
Wirtschaft, um tiefgehende Wirtschaftskrisen zu vermeiden, eine Steigerung des
industriellen Wachstumstempos und einen rationelleren und zielbewußteren
E nsatz der Investitions- und Forschungstätigkeit. Die technische Revolution und
d e mit ihr verbundenen Entwicklungen machen die ökonomische Programmie-
rung nicht nur objektiv notwendig, sie schaffen erst die erforderlichen Voraus-
setzungen dafür.

Das ergibt sich vor allem aus den
Veränderungen, die sich mit der wach-
senden Konzentration innerhalb des
kapitalistischen Eigentums vollziehen
und dazu führen, daß sich die Ver-
fügungsgewalt über die entscheiden-
den Produktionsmittel in den Händen
einer immer kleineren Gruppe von
Industrie- und Bankenmonopolen zu-
sammenballt, die ihrerseits eng mit
dem Staatsapparat verbunden ist. Die
Überschaubarkeit der Wirtschafts-
abläufe durch den monopolkapitalisti-
schen Staat wird dabei immer schwie-
riger, was nicht zuletzt auch auf die
enormen Fortschritte in der Technik
der Informationsverarbeitung zurück-
zuführen ist.

Im Unterschied zu anderen kapitalisti-
schen Ländern Europas wurde die Pro-
grammierung von den in der Bundes-
republik herrschenden Kräften noch
bis vor wenigen Jahren als Dirigismus
entschieden abgelehnt. Infolge einer
Reihe besonders günstiger zeitweilig
wirkender Umstände, wie große Ar-
beitskräftereserven, niedriges Aus-
gangsniveau der Löhne, hohe Auf-
nahmefähigkeit des Binnenmarktes in-
folge des hohen Nachholebedarfes,
geringere Belastung der Wirtschaft
mit Rüstungsaufwendungen, um die
wichtigsten in den Nachkriegsjahren
wirkenden Faktoren aufzuzählen,
konnte die Wirtschaft der Bundes-
republik lange Jahre schneller wach-
sen als die derjenigen Länder, die
eine ökonomische Programmierung
praktizierten, aber ungünstigere Vor-
aussetzungen vorfanden.

Wegen des schnellen Wachstumstem-
pos glaubten Bundesregierung und
die Wirtschafts- und Bankenmanager,
ihre ökonomischen und politischen
Ziele ohne eine umfassende Program-
mierung und Planung erreichen zu
können. Demgegenüber hatten die
Gewerkschaften schon 1949 in ihrem
ersten Grundsatzprogramm die Forde-
rung nach einer volkswirtschaftlichen
Planung mit dem Verlangen nach
Überführung der Grundstoff- und
Schlüsselindustrie in Gemeineigentum
und nach wirksamer Mitbestimmung
der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk-
schaften verbunden.

In letzter Zeit vollzieht sich in der
Bundesrepublik in bezug auf die Ein-
stellung zur Programmierung ein Wan-
del. Das bestätigt die Tatsache, daß
man auf die Dauer durch die Entwick-
lung der Produktivkräfte diktierte ob-
jektive ökonomische Erfordernisse
nicht ignorieren kann. Die Hinwen-
dung zu ökonomischen Programmie-
rungsmaßnahmen muß aber vor allem
aus den zunehmenden ökonomischen
und politischen Schwierigkeiten erklärt
werden, denen sich die Bundesregie-
rung und die Wirtschaft in der Bun-
desrepublik gegenübersehen. Diese
Schwierigkeiten sind im wesentlichen
die Folge des Widerspruchs zwischen
der aggressiven Außenpolitik und dem
Kräftepotential der westdeutschen
Wirtschaft. Dadurch aber, daß in der
Bundesrepublik alle Maßnahmen wirt-
schaftlicher Programmierung und Pla-
nung auf die expansiven politischen
Ziele ausgerichtet sind, tragen sie von
Beginn an besonders reaktionäre
Züge.

Das machen die bisherigen Teilmaß-
nahmen der Bundesregierung auf die-
sem Gebiet bereits deutlich. Als eine
solche Teilmaßnahme müssen zweifel-
los die seit 1963 veröffentlichten jähr-
lichen Wirtschaftsberichte angesehen
werden. Sie stellen eine Zusammen-
fassung der wesentlichen volkswirt-
schaftlichen Entwicklungslinien und
der von der Regierung als notwendig
angesehenen Ziele dar. Nicht zuletzt
besteht der Kern der Wirtschafts-
berichte in einer Begründung der
gegen die Arbeitnehmer gerichteten
Wirtschaftspolitik der Bundesregie-
rung. Im Bericht für 1966 verlangte
beispielsweise der Sachverständigen-
rat die auch von dem Wirtschafts-
minister Schiller hartnäckig vertre-
tenen Lohnleitlinien, um die Lohn-
politik der Gewerkschaften an die
kurze Leine zu nehmen.

Bezeichnend für den Charakter der
Programmierungsversuche in der Bun-
desrepublik ist die Tatsache, daß sie
auf den Gebieten am weitesten fort-
geschritten sind, die direkt mit rü-
stungspolitischen Gesichtspunkten im
Zusammenhang stehen. So wurde ein
erster Fünf-Jahres-Plan für den wei-
teren Ausbau der Bundeswehr aus-
gearbeitet, der den ökonomischen Fra-
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gen — angefangen von der Planung
des Rüstungshaushaltes bis zur lang-
fristigen Planung einzelner Entwlck-
lungs- und Produktionsprojekte —
außerordentliche Aufmerksamkeit wid-
met. Auch auf dem Gebiet der atoma-
ren Forschung und Entwicklung, auf
dem die friedliche und militärische
Nutzung eng miteinander verbunden
sind, existiert ein mittelfristiges Pro-
gramm, das von Anfang 1963 bis Ende
1967 reicht. Ein weiterer Schwerpunkt
der Programmierungsversuche ist die
sogenannte Regional- oder Raumord-
nungsplanung, bei der ebenfalls mili-
tärische Gesichtspunkte, vor allem
hinsichtlich der Logistik, eine Rolle
spielen.

Unter dem Stichwort der Globalsteue-
rung wird gegenwärtig Kurs auf eine
umfassendere Programmierung genom-
men, und zwar sowohl in bezug auf
die Schaffung eines Gutachtergre-
miums, das eine Vorausschau der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung für
vier bis sechs Jahre entwickeln soll,
als auch auf eine mittelfristige Fi-
nanzplanung. Für einige Wirtschafts-
zweige, wie das Verkehrs- und Bil-
dungswesen, d^e wissenschaftliche
Forschertätigkeit und die Energiewirt-
schaft, sollen langfristige Programme
erarbeitet werden.

Nun gibt es keinen Zweifel, daß die
hiesige Programmierung allein dem
Zweck dienen soll, die privatkapita-
listische Wirlschafts- und Gesell-
schaftsordnung zu erhalten und zu
festigen. Sie ist allein vom Klassen-
interesse der großkapitalistischen
Schichten bestimmt, unter Ausschal-
tung der Arbeitnehmer und ihrer Ge-
werkschaften von jeder wirksamen
Einflußnahme. Sie entspricht darum
keineswegs den gewerkschaftlichen
Vorstellungen, die von einer volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung aus-
gehen, auf deren Grundlage ein volks-
wirtschaftlicher Rahmenplan entwickelt
werden soll, der die Hauptrichtung der
ökonomischen Entwicklung absteckt
und die sich daraus ergebenden Auf-
gaben entsprechend den objektiven
Notwendigkeiten nach Schwerpunkten
ordnet. Die Gewerkschaften erwarten
von diesem volkswirtschaftlichen Rah-
menplan verbindliche Orientierungs-
daten für die staatlichen Institutionen
und öffentlichen Betriebe und ein
zweckbestimmtes System finanzieller
Hebel, um die privaten Unternehmen
zu veranlassen, ihre Tätigkeit nach
den Schwerpunkten des Planes aus-
zurichten.

Eine demokratische Wirtschaftspla-
nung nach den Forderungen der Ge-
werkschaften unterscheidet sich von
der staatsmonopolistischen Program-
mierung jedoch weniger durch ihre
Form als vor allem durch ihren sozi-
alen Inhalt und die demokratischen
Methoden der Entwicklung und Kon-
trolle der Pläne. Sie soll sich an den
Bedürfnissen der Gesellschaft orientie-
ren und auf folgende Ziele gerichtet
sein:

1. Sicherung der Vollbeschäftigung,
eines raschen Wirtschaftswachstums
und der Stabilität von Preis und
Währung;

2. Nutzung der aus der technischen
Umwälzung erwachsenden Möglich-
keiten zur Entfaltung der Produktivi-
tät der Arbeit und die Lösung der da-
mit verbundenen Probleme im Inter-
esse der arbeitenden Menschen;

3. ständige Verbesserung des Lebens-
standards der Lohn- und Gehaltsemp-
fänger, der Rentner und Pensionäre
und eine gerechtere Verteilung des
Volkseinkommens;

4. Entwicklung der wissenschaftlichen
Forschung, des Bildungs-, Gesund-
heils- und Verkehrswesens und des
Wohnungsbaues;

5. die Förderung der objektiv notwen-
digen Entwicklung zu landwirtschaft-
lichen Großbetrieben durch großzügige
Unterstützung von Genossenschaften
der Bauern;

6. die Förderung genossenschaftlicher
Vereinigungen im Handwerks-, Han-
dels- und Dienstleistungsbereich.

Eine demokratische Wirtschaftspla-
nung ist ohne die Teilnahme der Ar-
beitnehmer und ihrer Gewerkschaften
bei der Aufstellung und Kontrolle un-
denkbar. Die Verwirklichung der über-
betrieblichen, auf die Gesamtwirtschaft
ausgeweiteten Mitbestimmung, die den
Arbeitnehmern einen maßgeblichen
Einfluß in Gutachtergremien, Kontroll-
und Planungsorganen sowie bei der
Bundesbank sichert, ist eine unerläß-
liche Voraussetzung. Als Organe der
demokratischen Planung sollten dabei
nach gewerkschaftlichen Vorstellungen
ein Bundeswirtschaftsrat und regionale
Wirtschaftsräte installiert werden.

Das öffentliche Eigentum ist ein wich-
tiges Fundament für die Wirksamkeit
demokratischer Planwirtschaft. Durch
die Überführung volkswirtschaftlich
entscheidender Wirtschaftsabschnitte
in Gemeineigentum können die durch
das Privateigentum an Produktions-
mitteln bedingten Schranken für eine
umfassende Wirtschaftsplanung abge-
baut werden. Die Haushalte der öffent-
lichen Hand sind die Grundlage für
die staatliche und kommunale Investi-
tionstätigkeit und die finanzielle Sti-
mulierung der Wirtschaft, entsprechend
der bei der Wirtschaftsplanung ent-
wickelten Prioritäten. Durch den dra-
stischen Abbau der Rüstungsausgaben
und eine stärkere Besteuerung der
Unternehmergewinne und großen Ver-
mögen könnten der öffentlichen Hand
zusätzliche Mittel für Sozialinvestitio-
nen erschlossen werden.

Die Realisierung der gewerkschaft-
lichen Forderungen in bezug auf eine
demokratische Planwirtschaft und die
Überführung volkswirtschaftlich wich-
tiger Industrien in Gemeineigentum
ist eine der großen Zukunftsaufgaben
der Gewerkschaften.

Ist Politik nur Männersache?

Das Aliensbacher Institut für Demos-
kopie hat in einer Umfrage festge-
stellt, wieweit sich die Frauen in der
Bundesrepublik für die Politik inter-

j essieren. Obwohl die Frauen in
i Deutschland seit fast 50 Jahren das

aktive und passive Wahlrecht besit-
zen, betrachten auch heute noch mehr
als zwei Fünftel der männlichen Be-

l völkerung die Frauen als politisch
nicht gleichberechtigt, während 42 Pro-
zent ihnen politische Mündigkeit zu-
billigen. 14 Prozent der Männer hat-
ten keine Meinung zu dieser Frage.

Aber nach den Feststellungen des In-
stitutes sind immerhin auch 32 Prozent
der Frauen bereit, die Politik als ein
Vorrecht der Männer anzuerkennen,
und nur wenig über die Hälfte, näm-
lich 51 Prozent, erhebt Anspruch auf
politische Gleichberechtigung. 17 Pro-
zent der Frauen konnten sich nicht
entscheiden.

Interessant ist, daß es auch nach Ge-
bieten und Berufen unterschiedliche
Aussagen bei den Frauen gab. So
waren 56 Prozent der norddeutschen
Frauen politisch interessiert, aber nur
53 Prozent ihrer bayerischen Ge-
schlechtsgenossinnen. Hinsichtlich der
beruflichen Stellung der Frau stellte
das Institut folgende Zahlen fest: 67
Prozent aller Frauen, die eine poli-
tische Gleichberechtigung verlangen,
hatten höhere Schulbildung; Frauen
aus Angestellten- und Beamtenkrei-
sen sprachen sich mit jeweils 63 Pro-
zent für den Gleichberechtigungs-
anspruch aus, während 43 Prozent
aller Frauen ab 60 Jahre und 47 Pro-
zent der Frauen aus der Landwirt-
schaft die Politik als eine reine Män-
nersache ansahen.

Weniger Gewerkschaftsmitglieder

Die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder
hat sich im vergangenen Jahr gering-
fügig vermindert. Sie ist um 37 000

, auf 6 537 160 zurückgegangen. Wäh-
rend bei den Angestellten ein Zu-
wachs von 25 958 verzeichnet werden
konnte — bei den Beamten betrug der
Zuwachs 9449 — sank die Mitglieder-
zahl der Arbeiter um 72 738. Dadurch
ging der Prozentsatz der Arbeiter im
DGB von 78,4 auf 77,8 Prozent zurück,
während sich der Prozentsatz der An-
gestellten von 12,7 auf 13,2 und der
der Beamten von 8,9 auf 9 erhöhte.

Der Rückgang der Mitgliederzahlen
ergab sich fast ausschließlich in den
von der Strukturkrise und den Kon-
junkturschwankungen besonders be-
troffenen Wirtschaftszweigen. Ferner
ist der Rückgang der Mitgliederzahl
zum Teil auf die in den DGB-Gewerk-
e-chaften organisierten Gastarbeiter zu-
rückzuführen, die infolge der Wirt-
schaftskrise in ihre Heimatländer ab-
gewandert sind.
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Viele Gefahren für Rentenversicherung

Immer neue Attacken gegen die Rentenversicherung

Soziale Reaktion hält ihre Stunde für gekommen

Seil 1957 mit der Rentenreform, entgegen der Absicht der Bundesregierung,
unter dem Druck der Gewerkschaften und Renlnerverbände die jährliche dyna-
mische Anpassung der Sozialrenten in der gesetzlichen Rentenversicherung ein-
geführt wurde, ist das Leistungsrecht der Rentenversicherung immer wieder den
Angriffen der sozialreaktionären Kräfte in unserem Lande ausgesetzt. Zu den
Organisationen, die schon 1957 in Übereinstimmung mit der Bundesvereinigung
der Arbeitgeberverbände und der Sprecher der Unternehmerinleressen in den
Bundeslagsiraktionen der CDU/CSU und FDP den ba’digen finanziellen Ruin
der Rentenversicherung infolge der dynamischen Rentenanpassung prophezeiten,
gehörte auch der Bund der Steuerzahler, in dem bekanntlich nicht die Lohn-
steuerzahler, sondern die großen Banken und Industriekonzerne tonangebend
sind.

Die Krise der Wirtschaft und der Staats-
finanzen und der Eintritt der SPD-
Minister in die Große Koalition läßt
den Bund der Steuerzahler offensicht-
lich die Situation als günstig zu einem
neuen massiven Angriff auf die „dy-
namische Rente" erscheinen. In einer
„Der Rentenberg vor uns" betitelten
Schrift des Karl-Bräuer-Instituts des
Bundes der Steuerzahler wird unver-
blümt gefordert, den mit der Renten-
reform — wenn auch von vielen un-
bemerkt — begonnenen Weg der Ein-
schränkung und Aushöhlung des Soli-
darilätsprinzips in der Sozialversiche-
rung fortzusetzen und zu vollenden.
Die gesetzliche Rentenversicherung
soll, so heißt es in der Schrift, völlig
auf das Versicherungsprinzip über-
führt werden und die Zahlung von
Bundeszuschüssen zur Rentenversiche-
rung vollständig, wenn auch nicht auf
einmal, eingestellt werden. Die Ren-
tenversicherung soll dann künftig nur
noch eine „soziale Grundsicherung"
gewähren und im übrigen Arbeiter
und Angestellte ermuntern, für Alter,
Invalidität und Tod eigene Vorsorge
zu treffen.

Das Institut des Bundes der Steuer-
zahler weist in seiner Schrift aus-
drücklich auf die „breite parlamenta-
rische Basis" der gegenwärtigen Ko-
alition hin, die nach seiner Ansicht
wohl am besten dazu geeignet ist,
nicht nur mit den Notstandsgesetzen
den demokratischen, sondern zugleich
auch den im Grundgesetz als Verfas-
sungsauftrag proklamierten sozialen
Rechtsstaat zu demontieren. Dabei
geht es nicht nur um die Rentenver-
sicherung. Vielmehr wird auch die
Beamtenversorgung und die ihr an-
geglichene Zusatzversorgung der Ar-
beiter und Angestellten des öffent-
lichen Dienstes in die Betrachtungen
mit einbezogen.

Der Bund der Steuerzahler steht mit
diesem gezielten Angriff auf das so-
ziale Recht durchaus nicht allein, son-
dern befindet sich in völliger Überein-
stimmung mit den übrigen Unterneh-
merverbänden und den maßgeblichen
Bundespolitikern der CDU/CSU. Die
gleiche sozialreaktionäre Zielsetzung
wurde bereits in der Denkschrift der
16

Bundesvereinigung der Arbeitgeber-
verbände zu Problemen der Sozial-
politik im April 1956 formuliert, wie
auch in den CDU-Thesen zur „For-
mierten Gesellschaft". Hier wird in
der 9. These gefordert: „In einer
.Formierten Gesellschaft' soll der ein-
zelne Mensch seine private Initiative
gerade auch in der Selbstvorsorge für
die Wechselfälle des menschlichen
Lebens wie Krankheit, Unfall, Arbeits-
losigkeit im Alter (Invalidität) usw.
entfalten." Und in der These 61 des
CDU/CSU-Wirtschaftstages 1965 wurde

In einem Brief, den der DGB-Bundes-
vorstand an die Bundesminister Schil-
ler, Strauß und Katzer richtete, wird
für das Jahr 1968 das voraussichtliche
Defizit der Rentenversicherung sogar
mit 3 Milliarden DM beziffert. In dem
Brief wird zugleich darauf hingewie-
sen, daß die zunehmende „Alterslast"
der Rentenversicherung auf politische
Entscheidungen zurückzuführen ist und
deshalb ihre finanziellen Auswirkun-
gen durch höhere Bundeszuschüsse
ausgeglichen werden müßten.

Unverständlich ist es, wenn in die-
sem Zusammenhang der stellvertre-
tende DGB-Vorsitzende und Leiter der
Sozialabteilung beim DGB, Hermann
Beermann, in einem Presse-Interview
erklärte, bei Aufrechterhaltung der
Bundeszuschüsse würde sich der DGB
mit einer Beitragserhöhung der Ren-
tenversicherung um 1 Prozent einver-
standen erklären. Eine solche Konzes- 

als Ziel festgelegt: „Auf lange Sicht
sollte angestrebt werden, daß sich die
Rentenversicherung immer mehr selbst
tragen kann."

Diese sozialreaktionäre Zielsetzung
der Unternehmerorganisationen und
der CDU/CSU steht im Gegensatz zu
den in den sozialpolitischen Grundsät-
zen des DGB - Grundsatzprogramms
fcstgelegten Forcierungen für eine
fortschrittliche Weiterentwicklung der
sozialen Rentenversicherung. Der DGB
fordert in seinem Grundsatzprogramm
für Alter, Erwerbsunfähigkeit und
Hinterbliebene eine soziale Grund-
sicherung (Mindestrente), die aus-
schließlich vom Staat zu finanzieren
ist und auf die sich eine aus den Bei-
trägen der Arbeitnehmer und Arbeit-
geber finanzierte individuelle Beitrags-
rente aufbaut.

Diese Angriffe des Bundes der Steuer-
zahler, der Unternehmerverbände und
der CDU/CSU dürfen von den Ge-
werkschaften nicht auf die leichte
Schulter genommen werden. Dafür gibt
es zahlreiche Beweise, nicht zuletzt
die rücksichtslose Demontage des so-
zialen Mietrechtes. Die Gewerkschaf-
ten haben allen Grund, sich mit Ent-
schiedenheit gegen jeden Versuch zur
Wehr zu setzen, der den von der
Arbeiterschaft erkämpften sozialen
Besitzstand in der Bundesrepublik an-
tasten will. Bö.

sionsbereitschaft muß zwangsläufig
die sozialreaktionären Kräfte der CDU/
CSU ermuntern und Verwirrung bei
den Arbeitern, Angestellten und Rent-
nern hervorrufen. Der 7. DGB-Bundes-
kongreß hat in dem Antrag E 104 sehr
klar gefordert: „Der Zuschuß des Bun-
des an die Rentenversicherung, der
z. Z. nur noch rd. 18 Prozent der Ge-
samtausgaben beträgt, ist künftig auf
33,3 Prozent der jährlichen Gesamt-
ausgaben festzusetzen." Wird diese
Forderung verwirklicht, dann gibt es
auch in den nächsten Jahren kein
Defizit in der Rentenversicherung.

Zu Recht hat der SPD-Bundestags-
abgeordnele, Mitglied des Bundestags-
ausschusses für Sozialpolitik, Arthur
Killat, im Oktober vergangenen Jah-
res in einem Interview gesagt: „So-
lange Mittel der Rentenversicherung
zweckentfremdet abgeschöpft werden,
sind Beitragserhöhungen überhaupt

Defizit der Rentenversicherung

Nadi den jüngsten Berechnungen des Verbandes der Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten wird für das Jahr 1967 mit einem Defizit von 1,9 Mil-
liarden DM gerechnet. Um rund 460 Millionen DM hat der Bund seine Zuschüsse
zur Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten gekürzt und 1,25 Mil-
liarden DM der danach noch verbleibenden Bundeszuschüsse ebenfalls nicht aus-
gezahlt, sondern hierfür die Versicherungsanstalten zwangsweise mit Schuld-
buchforderungen des Bundes abgespeist. Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit und Kür-
zungen der Effektivverdienste führen darüber hinaus zu weiterem Einnahme-
ausfall bei der Rentenversicherung.



Blick in die Welt

Vertrauensverlusf für Labour-Parfy

Bei den Grafschaftsratswahlen in
Großbritannien hat die regierende La-
bour-Party Mitte April mit der Ein-
buße von 389 Sitzen eine empfind-
liche Niederlage erlitten. In London
hat die Labour-Party die absolute
Mehrheit, die sie viele Jahre inne-
hatte, verloren.

In Großbritannien ist nach diesem
Wahlergebnis eine große Debatte um
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nicht gerechtfertigt. Die in nächster
Zeit anfallenden erhöhten finanziellen
Aufwendungen für die Sozialrenten,
die ausschließlich politisch bedingt
sind (Kriegsfolgelasten, Vertreibung
usw.), müssen von der Allgemeinheit
getragen werden. Wenn diese Kosten
nur durch Beitragserhöhungen gedeckt
würden, so wäre dies die unsozialste
Form einer Sondersteuer für die So-
zialversicherten."

Durch den Eintritt der SPD-Minister
in das CDU/CSU-Kabinett hat sich an
diesem Sachverhalt nicht das geringste
geändert. Es fehlen zur Zeit infolge
des Krieges rund 3 Millionen Beitrags-
zahler, und Millionen Renten müssen
schon seit Jahrzehnten vorzeitig an
Erwerbsunfähige und vor allem Wit-
wen und Waisen gezahlt werden. Von
diesen Ursachen des „Rentenberges"
aber ist bei den immer massiver wer-
denden Angriffen auf die Sozialver-
sicherung nicht die Rede.

Zweimal in der ersten Hälfte dieses
Jahrhunderts hat der Staat das Ver-
mögen der deutschen Sozialversiche-
rung durch Rüstung und Krieg verpul-
vert. Allein 8 Milliarden DM verlor
die westdeutsche Rentenversicherung
bei der Währungsreform 1948. Wie
Dieter Schewe, Ministerialrat im Bun-
desarbeitsministerium, nachgewiesen
hat, hätte sich dieses Vermögen bis
1966 mit Zins und Zinseszins fast ver-
dreifacht. Das Vermögen der Renten-
versicherung würde damit heute mehr
als 50 Milliarden DM betragen; denn
immerhin wurden bis Ende 1966 wie-
der 27,5 Milliarden DM Rücklagen ge-
bildet, die aber zu einem beträcht-
lichen Teil wieder der Staat für seine
Rüstungspolitik in Anspruch genom-
men hat.

Nadi dem Grundgesetz ist der (Bund
verpflichtet, alle Kriegsfolgelasten zu
tragen. Die Gewerkschaften sollten
die letzten sein, die ihn aus dieser
Verantwortung entlassen. Die Zu-
schüsse des Bundes zur Rentenver-
sicherung können ohne Steuererhö-
hung für die Werktätigen erhöht wer-
den, wenn die kostspielige Bonner
Rüstungs- und Notstandspolitik be-
endet wird. A. B. 

die Ursachen für die Labour-Nieder-
lage entbrannt, die besonders von der
Konservativen Partei begrüßt wird,
da sie sich für die nächsten Parla-
mentswahlen bereits Chancen aus-
rechnet. Wenn man die britische
Presse verfolgt, so ist die zunehmende
Ablehnung gegenüber der Partei Wil-
sons zur Hauptsache auf die wirt-
schafts- und sozialpolitischen Ent-
scheidungen der Regierung zurückzu-
führen.

Im Juli 1966 halte die Labour-Regie-
rung, gegen den heftigen Protest der
Gewerkschaften, angeblich, um die
Stabilität des Pfundes zu retten und
größere Arbeitslosigkeit zu vermei-
den, einen rigorosen Lohnstopp ver-
fügt. Lohnerhöhungen, die von den
Unternehmern freiwillig geboten wur-
den oder die noch vereinbart worden
waren, ließ die Regierung durch Ge-
richtsbeschluß und unter Androhung
von Strafe gegen die Unternehmer
unterbinden. Auf dem Papier der
Regierungsverordnung stand auch et-
was von gleichzeitigem Preisstopp.
Aber in dieser Richtung entwickelte
das Kabinett Wilson keine Energie.

Seit den Juli-Maßnahmen ist die Be-
schäftigungslage eher schlechter als
besser geworden; die Dividenden von
200 Unternehmen sind gestiegen, und
fast 2000 Preiserhöhungen wurden al-
lein bei Lebensmitteln registriert.
Ebenso stiegen die Mieten spürbar
weiter. Aber die Löhne wurden mit
eiserner Faust „stabil" gehalten. Die
Forderungen der Arbeitnehmer, gleich-
zeitig auch die Unternehmergewinne,
Preise und Mieten zu stabilisieren,
wie es in diesem britischen Gegen-
stück einer „konzertierten Aktion"
versprochen worden war, stießen je-
doch bei der Regierung auf taube
Ohren.
Nun hat die Labour-Party vom Wäh-
ler ihren ersten empfindlichen Denk-
zettel erhalten. Die Parallelen zu den
Bemühungen der sozialdemokratischen
Koalitionsminister in Bonn, es unter
allen Umständen den Unternehmern
— auf Kosten der Arbeiter und Ange-
stellten — recht zu tun, drängen sich
auf. Audi hat die SPD, bei den Wah-
len in Rheinland-Pfalz und Schleswig-
Holstein und vorher sdion in West-
Berlin, ihre ersten Denkzettel in Form
von Stimmenverlusten bekommen.
Wird man dennodi so weitermachen
wollen?

Kampf für garantierten Jahreslohn

Einige wichtige US-amerikanische Ge-
werkschaften haben sich das Ziel ge-
setzt, als unmittelbare tarifpolitisdie
Aufgabe den garantierten Jahreslohn
anzustreben. Dabei geht es um die
vertragliche Fixierung eines Jahres-
mindestverdienstes für die einzelnen
Berufsgruppen, der nidit unterschrit-
ten werden darf. Die Gewerkschaften
wollen auf diese Weise den Unsicher-
heitsfaktor für die Arbeitnehmer, der
von Kurzarbeit, plötzlicher Entlassung,

Lohndrückerei usw. ausgeht, so niedrig
wie möglich halten und die Beschäf-
tigten in die Lage versetzen, ihre
Lebensbedürfnisse, Anschaffungen und
dergleichen für einen längeren Zeit-
raum planen zu können.

Die Gewerkschaft der Gummiarbeiter
hat diese Forderung bereits auf die
Tagesordnung der bevorstehenden
Tarifgespräche gesetzt. Auch die zweit-
größte Gewerkschaft der USA, die der
Automobilarbeiter, wird den garan-
tierten Jahreslohn im Sommer, wenn
die Verhandlungen über einen neuen
Tarifvertrag beginnen, zum Kernpunkt
ihrer Forderungen machen. Die Auto-
mobilarbeitergewerkschaft, die vor
einigen Wochen aus dem Dachverband
AFL/CIO ausgetreten ist, scheint so-
gar entschlossen, diese Forderung mit
einem Streik durchzusetzen. Es wird
erwartet, daß auch die Gewerkschaft
der Stahlarbeiter im nächsten Jahr ein
garantiertes Jahresmindesteinkommen
anstreben wird.

Die ' Gewerkschaften argumentieren,
die Unternehmer müßten die Löhne
künftig als Gemeinkosten betrachten,
die anfallen, ob produziert wird oder
nicht. Bisher waren sie variable Ko-
sten, die sich nach Bedarf und zu La-
sten der Einkommen von Arbeiter-
familien auch senken ließen. Damit
soll nunmehr Schluß gemacht werden.

Mehr Kohle in USA und UdSSR

Seit Beginn des Steinkohlenabbaues bis
zum ersten Weltkrieg hatten Deutsch-
land und Europa die größten Förder-
kapazitäten. Im letzten Jahre vor Aus-
bruch des ersten Weltkrieges wurden
in den europäischen Abbaugebieten
rund 580 Mio. t Steinkohle gefördert.
In Nord- und Mittelamerika dagegen
waren es knapp 530 Mio. und im zari-
stischen Rußland lediglich 29,9 Mio. t.
Noch zu Beginn des zweiten Welt-
krieges hatte sich die Rangordnung
nicht geändert.

Heute sieht es so aus: Hinter den USA
ist die UdSSR der größte Welt-Kohle-
produzent. Beide Förderländer haben
erst jüngst wieder erkennen lassen,
daß sie ihre Kohlegewinnung erheb-
lich steigern wollen. In der Sowjet-
union soll die Förderung um 100 Mio.
Tonnen jährlich steigen. Angestrebt
wird eine jährliche Förderleistung von
670 Mio. t bis zum Jahre 1970/71. Die
USA planen ihresreits eine Produk-
tionserhöhung der Steinkohlenzechen
auf etwa 900 Mio. t bis 1980. Das be-
deutet rund eine Verdoppelung der
gegenwärtigen Förderzahlen. Von den
insgesamt auf der Welt vermuteten
Steinkohlenvorräten entfallen etwa
1700 Mrd. t auf Amerika, 1000 Mrd. t
auf die Sowjetunion, nur knapp 350
Mrd. t auf das übrige Europa und
550 Mrd. t auf Asien.
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Die Freiheit zum Protest noch nutzen...

Auch die „neuen“ Notstandspläne untergraben die Demokratie

Seii 10 Jahren drängt die CDU/CSU nach Notstandsgesetzen, mit denen „legal"
die Grundrechte unserer Verfassung eingeschränkt oder aufgehoben, die Demo-
l:ratie ausgehöhlt oder gänzlich beseitigt werden soll. Jetzt, mit der Großen
Koalition, glaubt sie endlich ans Ziel zu gelangen: Das Kabinett hat den von
Minister Lücke vorgelegten Entwurf einer Notstandsveriassung verabschiedet
und zugleich den Entwurf eines Gesetzes zur Einschränkung des Brief-, Posl-
und Fernmeldegeheimnisses beschlossen. Bis Sommer nächsten Jahres sollen
Bundestag und Bundesrat diese Gesetze verabschiedet haben.

Die von der „Well der Arbeit" vor
diesen Kabinettsbeschlüssen gestellte
Frage: „Macht die SPD faule Kom-
promisse?" erweist sich also als voll-
auf berechtigt. Um den Gewerkschaf-
ten die Notstandsgesetze schmackhaft
zu machen, war von führenden SPD-
„Notstandsexperten“ eine „Entrümpe-
lung" der schon vor den Bundestags-
wahlen 1965 beschlossenen „einfachen“
Notstandsgesetze (Sicherstellungs- und
Schutzgesetze) angekündigt worden.
Das Bundeskabinett hat jedoch ledig-
lich beschlossen, diese Gesetze zu
„vereinfachen“ und der Notstandsver-
iassung „anzupassen“. Auch hier hat
die „Weit der Arbeit“ recht behalten,
wenn sie feststellte: „Man hört die
Kunde von der Entschärfung der Not-
standsgesetzgebung — aber daran zu
glauben ist nicht einfach.“

Durch die Notstandsveriassung sollen
folgende Grundrechte eingeschränkt
werden.- Das Recht auf Entschädigung
bei Enteignungen; das Recht, inner-
halb von 24 Stunden nach Festnahme
durch die Polizei einem Richter vor-
geführt zu werden; das Recht, nicht zu
einer bestimmten Arbeit gezwungen
werden zu können, Beruf und Arbeits-
platz frei zu wählen. Wenn von den
Befürwortern der Notstandsgesetz-
gebung beschwichtigend betont wird,
daß mit der Notstandsgesetzgebung
die Koalitions- und Versammlungsfrei-
heit sowie das Slreikrecht nicht an-
gelastet werden, so ist das nur formal
richtig. In Wirklichkeit würden die
Gewerkschaften ihre volle Wirkungs-
möglichkeil verlieren, wenn — wie
von Minister Lücke in einem Brief an
den DGB - Bundesvorstand erläutert
wurde, im „Notslandsfall“ acht Milli-
onen Arbeitnehmer dienstverpflichtet
werden!

Die Post-, Telefon- und Fernmelde-
kontrolle soll auch ohne einen be-
stimmten Verdacht gegen bestimmte
Personen zur Abwehr von Gefahren
für die äußere Sicherheit möglich sein.
Eine solche Globalermächtigung läßt
jede Auswucherung dieser Bespitze-
lung von Demokraten zu, zumal damit
der von Ex-Nazis durchsetzte Bundes-
nachrichtendienst beauftragt werden
soll.

Es bleibt das Geheimnis des Ministers
Lücke, wieso die jetzt beschlossenen
Notstandsgesetze mit der Geheimnis-
krämerei um die „Schubladenentwürfe'
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Schluß machen, wie er nach der Be-
schlußfassung des Kabinetts über die
Notstandsgesetzgebung erklärte. Diese
Entwürfe sind auch jetzt nicht ver-
öffentlicht worden, und sie werden,
wie die ganze Nolslandsgeselzgebung,
nicht dadurch besser, daß jetzt angeb-
lich die Entscheidung für den „Not-
standsfair nicht mehr bei der Regie-
rung, sondern beim Parlament, genauer
bei dem aus 21 Bundestagsabgeordne-
ten und 11 Ländervertretern bestehe-
den Nolparlament liegen soll. So sehr
sich jetzt Schiller und Strauß bei der
Abwälzung der Krisenlasten auf die
Werktätigen verstehen, so sehr wer-
den auch der SPD-„Notstandsexperle"
Helmut Schmidt und sein CDU-Kollege
Benda im „Notstandsfall“ Hand in
Hand arbeiten, wie das bereits im
Eifelbunker einträchtig erprobt wurde.

Die Notstandsgeselzgebung ist orien-
tiert auf den Krieg, nicht auf Frieden
und Entspannung. Auch mit Zucker-
guß versehen, bleibt sie Gift für un-
sere ohnehin unterentwickelte Demo-
kratie. Unter den Bedingungen der
Notstandsgesetze würde der Kampf
der Gewerkschaften um wirksame Mit-
bestimmung, höhere Löhne und Ge-
hälter und bessere Sozialleistungen
erschwert, wenn nicht unmöglich. Die
Gewerkschaften sollten darum nicht
zögern, jetzt unmittelbar in allen
Städten und Orten der Großen Ko-
alition der Nolstandsbefürworter die
noch größere, Arbeiter, Angestellte,
Beamte, Wissenschaftler, Pfarrer und
Künstler umfassende Koalition der
Notstandsgegner entgegenzuslellen: in
Veranstaltungen vom Diskussionszir-
kel bis zur Kundgebung und Demon-
stration, in Petitionen und anderen
demokratischen Willenskundgebungen.
Noch haben wir die Freiheit dazu!

Alice Bayer, Bremen

Protest in Bergkamen

Mil einer eindrucksvollen Protest-
kundgebung beantwortete im April
die Belegschaft der zur bundeseigenen
Ewald - Kohle AG gehörenden Zeche
„Haus Aden“ in Bergkamen (Krs. Unna)
die Politik des Zechenslerbens und
der Feierschichten. Unterstützt von den
Vertretern der Stadt, der Geistlichkeit,
des gewerblichen Mittelstandes und
des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
demonstrierten rund 3000 Bergarbeiter
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und ihre Familienangehörigen unter
folgenden Losungen: „1945 dienstver-
pflichtet — 1967 Existenz vernichtet",
„Sicherheit statt Chaos", „Genug ge-
redet: Wir wollen jetzt Taten" und
„Unsere Geduld ist zu Ende."

Auf dem Marktplatz des Stadtteils
Oberaden, wo schwarze und rote Fah-
nen wehten, warnte IGBE-Bezirks-
sekrelär Assmann, der Sturz der Re-
gierungen ' in Bonn und Düsseldorf
habe seine Ursache nicht zuletzt in der
Entwicklung im Ruhrgebiet gehabt.
Wenn man eine Neuauflage dieser
Ereignisse verhindern wolle, müßte
schnellstens und durchgreifend gehan-
delt werden. „Nicht Schillers schöne
Worte, sondern ausschließlich die Ta-
ten der Regierung stehen zur Dis-
kussion.“

Assmann forderte neben der Bildung
einer Bergbau-Einheitsgesellschaft den
Stopp für ausländische Kohleeinfuh-
ren, die Lizenzierung der Ölimporte,
die Heraufsetzung der Heizölsteuer,
die Bezahlung der Feierschichten und
die Einführung der echten 5-Tage-
Woche im Bergbau. „Wer die Not-
standsgesetze will, soll erst einmal
die Notstände bei den Bergarbeitern
und in den Bergbaugemeinden be-
heben", sagte Assmann. Als die beste
Sicherung gegen Notstände bezeich-
nete Assmann nicht Gesetze, sondern
ein Höchstmaß an sozialer Sicherheit.
Bürgermeister Pech erklärte sich mit
den protestierenden Kumpeln soli-
darisch und versicherte, das Stadt-
parlament von Bergkamen werde die
Forderungen der Bergarbeiter unter-
stützen.

Nachdem Betriebsratsvorsitzender Sehl
die bevorstehende Entlassung von
600 Arbeitern und Angestellten der
Zeche „Haus Aden" angekündigt
halte, forderte Betriebsratsmilglied
Grüner alle Ruhrbergarbeiter zu ent-
schlossenen Aktionen gegen die vön
den Konzernen und der Bundesregie-
rung betriebene Politik des Zechen-
sterbens auf. Grüner appellierte an
die Betriebsräte sämtlicher Zechen an
Rhein und Ruhr, mit Protestaktionen
nicht erst zu warten, bis Stillegungs-
beschlüsse gefaßt würden, sondern
schon jetzt mit dem Kampf zur Ver-
teidigung der Arbeitsplätze zu begin-
nen.

Inzwischen hat IGBE - Vorsitzender
Arendt erklärt, wenn die Gespräche
mit der Bundesregierung ohne .greif-
bare Erfolge blieben, werde man sich
neue Aktionen überlegen müssen.
„Dann werden wir aber nicht kleckern,
sondern klotzen!" betonte Arendt.

Georg Baretzki, Unna
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Die große Ernüchterung

Die Gewerkschaftszeilung „druck und popier'
deckt in Nr. 8 vom April 1967 auf, was im Schat-
ten der wirtschaftlichen Flaute tatsächlich in den
Betrieben vor sich geht, und schreibt u. a

„Wir hatten Vollbeschäftigung
und lcbt°n auch als Arbcitneh-

I B J mer in der Aussicht, wenigstens
****^^r bescheidenen und fürs erste aus-

reichenden materiellen Wohl-
stand grundsätzlich erreichen zu

können. Dio große Ernüchterung kam mit dem
Konjunkturrückschlag, kam mit der ersten Welle
von Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit. Urplötzlich
geriet der Wclfbau von Optimismus und Illusio-
nen ins Wanken — und es begannen mit zu wan-
ken die so solide gewähnten materiellen Son-
dervergünstigungen, deren sich viele, ja die
Mehrzahl der Arbeitnehmer neben dem Tariflohn
und den vertraglich abgesicherten anderweitigen
Entgelten erfreuen durften . . .

Vor bundesdeutschen Arbeitsgerichten stehen
jetzt zahlreiche Prozesse an, in denen die Ge-
werkschaften ihre Mitglieder gegen unternehme-
rische Willkür und unentschuldbare soziale Här-
ten verteidigen müssen. Dio Angst um den Ar-
beitsplatz hat viele Tausende anderer Arbeit-
nehmer davon abgeschreckt, gegen ähnliche
Willkürmaßnahmen sich zur Wehr zu setzen. In
unserem Lande, in dem Zivilcourage noch nie
groß geschrieben und immer schon von Staats
und Obrigkeits wegen bekämpft, niedergetreten,
,ausradiert* wurde, in unserem Lande ist man
eher bereit als anderswo, Unrecht zu dulden
und widerstandslos in den Staub zu sinken...

Es ist nicht der Sinn dieser Zeilen, Bummelanten-
tum oder ähnliche Fehlhaltungen zur Arbeit und
zur Leistungsbereitschaft zu verteidigen. Doch
wenn etwas verteidigt werden muß, so ist es der
redliche und in den Jahren des hektischen Auf-
baus und der Hochkonjunktur bis an die Gren-
zen seiner Leistungsfähigkeit belastete Arbeit-
nehmer. Wenn etwas zu verurteilen ist, so die
Leichtfertigkeit, mit der vom Krankenstand, von
der Arbeitsmoral, vom Pflichtbewußtsein des
Arbeitnehmers gesprochen wird. Und die bru-
tale Gewinnsucht, die in vielen Fällen mit dem
.Herr - im - Hause* - Standpunkt der Unternehmer
durchbrach . . . Eines wurde ganz deutlich: Drin-
gender denn jo ist die gewerkschaftliche Forde-
rung auf Ausweitung der Mitbestimmung."

Eine Verhöhnung der Demokratie

In der Mai-Nummer der „Gewerkschaftspost'
der IG Chemic-Papier-Keramik untersucht Dr.
Feldmann Punkt für Punkt den neuen Entwurf
einer Notslandsverfassung und entlarvt dabei
die Behauptung von den „demokratisierten' Not-
standsgesetzen als Zwecklüge. Zu der Frage des
Slreikrechts heißt es in dem Artikel: 

„Für den Gewerkschaftler ist je-
doch am einschneidendsten die
A'nderung des Art. 12 des Grund-
gesetzes. Jetzt soll es nämlich
möglich sein, für Wehrpflichtige
eine ,Verpflichtung* zu Dienst-

leistungen außerhalb dos Wehrdienstes im Be-
reich der öffentlichen Verwaltung, der Streit-
kräfte sowie der Versorgung der Bevölkerung
und der Streitkräfte, ferner zu Dienstleistungen
im .Bundesgrenzschutz* durch Gesetz oinzufüh-
ren. Diese Vollmacht ist an keinerlei Notstands-
vorkündigung gebunden, sondern soll prinzipiell
und zu jeder Zeit gelten. Da wohl allo Wirt-
schaftszweige unter den weitgefaßton Begriff 

der .Versorgung der Bevölkerung* fallen, kommt
diese Bestimmung einer allgemeinen Zivildicnst-
pflicht mitten im Frieden gleich. Im folgenden
Absatz heißt es dann noch ganz allgemein, daß
»für Zwecke der Verteidigung im Bereich der
öffentlichen Verwaltung, der Streitkräfte und der
Versorgung der Bevölkerung und der Streit-
kräfte* durch Gesotz die Freiheit, die Ausübung
des Berufes oder den Arbeitsplatz aufzugeben,
eingeschränkt werden kann. Das bedeutet, daß
zu jeder Zeit auch für die übrigen Arbeitnehmer
eine Dienstverpflichtung an den eigenen Arbeits-
platz möglich ist.

Der antigewcrkschaftlichc Charakter dieser Be-
stimmung tritt offen zutage. Mit Hilfe dieses
Artikels könnte jeder Streik für ungesetzlich er-
klärt werden, sobald ,im Interesse der Versor-
gung der Bevölkerung* die Streikenden an ihren
Arbeitsplatz dienstverpflichtet werden. Der wahre
Charakter der gesamten Notstandsplanung ent-
hüllt sich im Zusammenspiel dieses Dienstver-
pflichtungsparagraphen mit der Ermächtigung
zum Einsatz der Streitkräfte als Polizei. Damit
wird eine gegen die Arbeiter und ihre Organi-
sationen gerichtete Diktatur ermöglicht, gegen
die cs keinen gesetzlichen Widerstand mehr
geben würde.

Der Neuentwurf einer Grundgesetzänderung
bringt also gegenüber den früheren Entwürfen
keine Verbesserungen. Die vorgenommenen Ver-
änderungen sind nur Schönheitskorrekturen, die
an dem Kern der Notstandsgesetzgebung nichts
ändern. Im Gegenteil, die Straffung des Textes
läßt seine Gefährlichkeit nur um so deutlicher
erkennbar werden. Es hieße die Demokratie ver-
höhnen, diesen Entwurf als eine .Demokratisie-
rung* der Notstandsplänc zu bezeichnen."

Soziale Symmetrie
muß erkämpft werden

Mit der Situation des Arbeitnehmers und den
Aufgaben der Gewerkschaften befaßt sich das
April-Heft der Funktionärzeitschrift des DGB,
„Die Quelle“:

„Der sichere Arbeitsplatz - für
viele bisher eine Sclbstverständ-

| lichkeit und darum oft gering
1 1 geachtet - erweist sich als die

einzige solide Existenzgrundlage
der Arbeiter, Angestellten und

Beamten. Die Vcrmögensbildung für Arbeitneh-
mer in Form des 312-D-Mark-Gosotzes und auch
betriebliche Sozialleistungen mag man schätzen,
in einer Wirtschaftsflautc erweisen sic sich so-
fort als das, was sie in Wirklichkeit auch sind:
angenehme Beigaben, solange die Konjunktur
anhält. Sic können weder die gesellschaftliche
Situation des Arbeitnehmers verändern, noch
seine Abhängigkeit von den Besitzern der Pro-
duktionsmittel aufheben. Die Sicherung des Ar-
beitsplatzes, und das bedeutet heute die Wie-
derherstellung der Vollbeschäftigung, ist darum
die wichtigste Aufgabe, die es gegenwärtig in
der Bundesrepublik zu lösen gilt. Sic kann nur
gelöst werden durch eine starke, zielstrebige
Regierung. Doch wie diese Lösung aussieht, ob
dabei die Interessen der Arbeiter, Angestellten
und Beamten nicht zu kurz kommen, das hängt
entscheidend von der Stärke der Gewerkschaften
ab, die dabei ein Wort mitzureden haben. Und
darum müssen wir stark sein, denn auch unsere
Gegner sind stark. Sie werden zudem in der
gegenwärtigen Phase dos Konjunkturvcrlaufs
durch die Verhältnisse, die sich aus den Geset-
zen der Marktwirtschaft ergeben, begünstigt.

Der Ausgleich für die Arbeitnehmer, der erfol-
gen muß, sobald wir die vertrackte (Talsohle* 

durchschritten haben, von der Professor Schiller
so gern redet, der wird nicht durch die Regeln
dieser Marktwirtschaft hergesfellt. Die soziale
Symmetrie stellt sich nicht von selbst ein. Sie
wird uns auch nicht durch die Regierung als Prä-
mie für unser Wohlverhalten gewährt. Wir wer-
den darum kämpfen müssen und dazu müssen
wir stark sein."

Mai-Kampftag sehr aktuell

Gegen die Versuche, den 1. Mai seines traditio-
nellen Inhalts zu berauben, wendet sich in Nr. 8
der Gewerkschaftsleitung „Metall“ vom 18. April
1967 der Vorsitzende der IG Metall, Otto Bren-
ner. In einem Leitartikel schreibt Brenner:

~ „Immer wieder konnten wir in
/i\ den letzten Jahren feststellen,
/daß man mit spöttischer Uber-
/A'X \ heblichkeit den Gewerkschaften

vorzuhalten pflegte, ihre Mai-
feiern seien nicht mehr zeit-

gemäß und hätten eigentlich ihren Sinn verloren.
Die Kulisse des Wirtschaftswunders bildete bis-
her den — oftmals recht malerischen — Hinter-
grund für die Behauptung, die Arbeitnehmer hät-
ten nunmehr alles erreicht, was sie früher ge-
fordert, wofür sie demonstriert und gekämpft
haben. Jetzt bliebe ihnen nichts anderes übrig,
als sich des Erreichten zu freuen und sentimen-
tale Erinnerungen an jene vielleicht schreck-
lichen, aber längst vergangenen Zeiten zu pfle-
gen, in denen es so etwas wie Lohndrückerei,
plötzliche Entlassungen, Schwarze Listen und ein-
seitige Unternehmerdiktatur gab.

Aber was wird man nun sagen? Aus dem Wirt-
schaftswunder ist dank wirtschaftlicher Plan-
losigkeit der Regierung Erhard eine Flaute ge-
worden. Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, Einkom-
mensminderung und Abbau betrieblicher Sozial-
leistungen, ein plötzlicher Wandel vom .lie-
ben Mitarbeiter* zum unbequemen Lohn- und
Gehaltskostenfaktor - das alles ist auf einmal
nicht mehr längst überwundene Vergangenheit,
sondern wieder bittere Realität. Und zugleich
enthüllt sich auch das Gerede über Sinnlosigkeit
oder Hinfälligkeit der traditionellen Maifeier
als das, was es immer gewesen ist: ein Ver-
such, die Gewerkschaften von ihrer Aufgabe ab-
zubringen, ihr aktives Eintreten für eine Erhö-
hung des Lebensstandards der Arbeitnehmer und
für den sozialen Fortschritt zu bremsen. Doch
die Situation dieses Jahres erweist sich als denk-
bar ungünstig für derartige Verneblungsver-
sucho. Sie zeigt den Arbeitnehmern, daß der
1. Mai, ihr internationaler Kampf- und Feiertag,
keineswegs nur noch historische Erinnerung ist,
sondern vielmehr höchst aktuelle, lebendige
Gegenwart . . .

Die Arbeitnehmer erkennen in der gegenwär-
tigen Situation deutlich, wie wichtig für sie die
Schutzfunktion der Gewerkschaften ist. Sie sehen,
daß der soziale Kurs nicht von allein eingchal-
ten werden kann, sondern bewußt gesteuert wer-
den muß. Und der soziale Fortschritt ist nur
dann möglich, wenn die wirtschaftlichen Voraus-
setzungen dafür geschaffen werden.

Kampf gegen alle rechtsradikalen, antidemokra-
tischen, autoritären Tendenzen; gegen eine Not-
standsgesetzgebung, die unsere demokratische
Ordnung verfälscht; für die Sicherung unserer
Demokratie in Staat und Wirtschaft; die Erhal-
tung der Tarifautonomie; Mitbestimmung der
Arbeitnehmer; soziale Sicherheit; Entspannung
und Erhaltung des Weltfriedens. In diesem Zei-
chen und im Bewußtsein der Größe und Schwie-
rigkeit unserer Aufgabe wollen wir den 1. Mai
1967 kraftvoll und würdig begehen."
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TERMIN

KALENDE R

■ 30. Juni
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
rund 3,8 Millionen Beschäftigte in
der metallverarbeitenden Industrie
der Bundesrepublik kündbar, in
Bayern zum 30. September.

■ 31. Juli
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
über 2 Millionen Beschäftigte im
öffenUichen Dienst, bei Bundesbahn
und Bundespost kündbar.

■ 31. August
Tarifverträge für über 200 000 Be-
schäftigte im graphischen Gewerbe
kündbar.

■ 31. August—1. September
Frauenkonferenz der IG Metall in
Braunschweig.

■ 30.—31. Oktober
Außerordentlicher Gewerkschafts-
tag der IG Chemie-Papier-Keramik
zu Satzungsfragen in Hannover.

■ Mai 1968
Wahlen zu den Selbstverwaltungs-
organen der Versicherungsträger
(Rentenversicherung, Ersatzkassen,
Berufsgenossenschaften, Betriebs-
krankenkassen).

■ 16.—21. September 1968
7. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Handel - Banken - Versiche-
rungen in Bremen.

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll^

Skandinavische Gewerkschafter
auf Informationsreise

Vom 16. bis 22. April unternahmen
zehn Gewerkschaftsfunktionäre aus
Dänemark, Norwegen, Schweden und
Finnland eine Informationsreise durch
die Bundesrepublik. Einlader war der
Hamburger Heinz Geinitz, Mitglied
des ständigen Komitees der Arbeiter-
konferenzen der Ostseeländer, Nor-
wegens und Islands. Die nordischen
Gewerkschafter besuchten u. a. das
Volkswagen-Werk in Hannover, wo
sie mit dem Betriebsrat sprachen. Wei-
tere Gespräche führten sie mit dem
Vorsitzenden der IG Chemie-Papier-
Keramik, Wilhelm Gefeller und mit
Vorstandsmitgliedern der Gewerk-
schaft Holz und Kunststoff.

Zum Abschluß der Reise fand in Ham-
burg ein von 300 Personen besuchtes
Forum statt, auf dem die „Gemein-
samkeiten der Arbeitnehmer im Ost-
seeraum' zur Diskussion standen. Der
Düsseldorfer Journalist Baumöller lei-
tete mit einem kurzen Referat die
Aussprache ein. Die Veranstalter
machten in diesem Zusammenhang auf
die X. Arbeiterkonferenz der Ostsee-
länder, Norwegens und Islands auf-
merksam, die vom 8. bis 16. Juli 1967
in Rostock statlfindet.

Fragwürdige politische Bildung

Politische Bildung sollte den Zweck
haben, den Bürger zu befähigen, die
täglichen politischen Begebenheiten zu
einem Bild zu ordnen, so daß er zu
einer sachlichen Beurteilung und Mit-
arbeit am politischen Geschehen in der
Lage ist. Mitarbeit wird in der Demo-
kratie von jedermann verlangt, und
der einzelne muß entscheiden, wie
weit er selbst dazu bereit ist. Um
einen kritischen Staatsbürger zu er-
ziehen, um den Jugendlichen mit den
Prinzipien einer lebendigen Demo-
kratie vertraut zu machen, wurde in
den Schulen der Sozialkunde-Unter-
richt eingeführt. Was bisher auf die-
sem Gebiet geleistet wurde, geht aus
einer kürzlich in der „Hessenpolitik" —
landespolitischer Informationsdienst"
Wiesbaden, März 1967, veröffentlich-
ten Untersuchung der von den Leh-
rerinnen und Lehrern finanzierten Max-
Träger-Stiftung hervor. Die Unter-
suchungen erstreckten sich auf die
Volks-, Mittel- und Berufsschulen und
ebenso auf das Lehrermaterial. Ob-
wohl die Untersuchungen nur in den
Städten Frankfurt, Hamburg und Stutt-
gart durchgeführt wurden, in Städten
also mit schulisch günstigen Bedin-
gungen, war das Ergebnis nieder-
schmetternd.

Im allgemeinen stellte die Unter-
suchung fest, daß an den Schulen ein
unsachliches und unkritisches Denken
in Schlagzeilen vorherrscht, das „we-
der an Volks-, Berufs- und Mittelschu-
len, noch Gymnasien ein enges Ver-
hältnis der Schüler zur Politik erreicht"
und kein „politisches Urteilsvermögen
sowie eine Einsicht in die eigene so-
ziale Situation ausgebildet hat ... Die
Anerkennung demokratischer Einrich-
tungen bleibt ... bei den Volksschü-
lern mehr als bei den Schülern wei-
terführender Schulen noch an der
Oberfläche und ließe sich unschwer er-
schüttern."

Angesichts dieser Ergebnisse stellt
sich die Frage nach den Ursachen und
nach den Möglichkeiten, wie und was
geändert werden kann und muß. Hier-
auf gibt die Untersuchung selbst zwei
Antworten: Einmal muß die Ausbil-
dung der bereits amtierenden Lehrer
im Hinblick auf eine Erweiterung
ihrer sozial-wissenschaftlichen Kennt-
nisse intensiviert werden. Weiter
sollte man die Sozialkunde-Lehrer-
laufbahn für Absolventen der sozial-
wissenschaftlichen Fächer an den Uni-
versitäten öffnen, damit Soziologen,
Volkswirte usw. die Qualifikation zum
Unterricht an den höheren Schulen
und an den Berufsschulen erhalten.

Das zweite wäre eine gründliche
Durchleuchtung der Lehrbücher, die
bisher ziemlich kritiklos im Unterricht
Verwendung finden. Hierzu ein Bei-
spiel: In einem der Lehrbücher wird
folgende Rechenaufgabe gestellt: „Im
Jahre 1958 zählte man in der Bundes-
republik 781 000 Streiktage. Wieviel

Lohn ging dadurch verloren bei einem
Durchschniltslohn von 20 DM pro Tag
und Arbeiter?" Hier wird an einer
harmlos aussehenden Rechenaufgabe
die Tendenz deutlich, den Streik zu
diffamieren und ihn gewissermaßen
als ein „Verlustgeschäft" der Arbeiter
hinzustellen. In einem anderen Buch
fand sich folgende naive Schwarz-
weiß-Malerei: „Mit seiner Ideologie
ist der Kommunismus antireligiös und
atheistisch, totalitär, diktatorisch und
damit anti - demokratisch, imperia-
listisch und damit kriegshetzerisch,
militaristisdi, staatskapitalistisch und
damit auch arbeiterfeindlich, dialek-
tisch, kollektivistisch, menschenver-
achtend, brutal, intolerant, skrupellos."
(Schulbuch - Analyse von Volker
Nitzschke). Von 40 untersuchten Bü-
chern konnten nur fünf ohne Einwand
akzeptiert werden.

Die Untersuchung macht deutlich, daß
sich die Eltern in den Schulbeiräten
notwendigerweise mit dieser Studie
eingehend beschäftigen sollten und
den Sozialkunde-Unterricht an der von
ihnen betreuten Schule unter die Lupe
nehmen müßten, und zwar im Hinblick
auf Lehrer und auf das Schulbuch.
Sicher ist es auch eine lohnende Auf-
gabe für die Gewerkschaften, dafür
Sorge zu tragen, daß Schulbücher mit
sachlichem Inhalt Verwendung finden,
damit eine junge Generation heran-
gebildet wird, die das politische Ge-
schehen auch sachlich und kritisch ver-
arbeiten kann. E. B.

Zu guter Letzt

Der Vorsitzende der Postgewerkschafl,
Carl Stenger, beschäftigte sich als
Hauptredner auf der Westberliner
Mai-Kundgebung ausführlich mit der
Lage in der DDR. Sinngemäß sagte er:
Unsere Landsleute drüben müssen
schuften und schuften und schuften ...
Von den Früchten ihrer Arbeit bekom-
men sie nichts zu sehen. Dazu, daß sie
sich trotz dieser Widrigkeiten den
Lebensstandard erarbeitet haben, auf
den sie heute stolz sind, gratulieren
wir ihnen . . .
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